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Öffentliche Bekanntmachung 

der Stadt Brühl 'I' ,~,:fi\'I,~,' ~r;'-~ 

~i'\ .~ --------------------___________ "". ,,0 

Satzung der Stadt Brühl als allgemeine Vorschrift zur Weiterleitung 
der Ausbildungsverkehrspauschale gemäß § 11a Abs. 2 ÖPNVG 

NRW vom 17.10.2011 

Aufgrund von § 7 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 

(GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NW.S.666), zuletzt 

geändert durch Gesetz vom 21.12.2010 (GV.NW.S. 688) in Verbindung mit § 11 a 

Abs. 2 Satz 6des Gesetzes über den öffentlichen Personennahverkehr in Nordrhein­

Westfalen (ÖPNVG NRW) in der Fassung vom 7.03.1995 (GV NW 196/SGV NRW 

93) zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.12.2010 (GV.NW.S. 694), hat der Rat der 

Stadt Brühl in der Sitzung am 17.10.2011 folgende Satzung beschlossen 

Präambel 

Das Land Nordrhein-Westfalen hat von der durch § 64a PBefG eröffneten Möglich­
keit, das bundesgesetzliche Ausgleichssystem für die ermäßigte Beförderung von 
Auszubildenden im Linienverkehr gemäß § 45a PBefG durch Landesrecht zu erset­
zen, im ÖPNVG NRW Gebrauch gemacht. Mit Wirkung zum 01.01.2011 wurde durch 
§ 11 a ÖPNVG NRW hierfür eine gesonderte Ausbildungsverkehr-Pauschale geschaf­
fen Mindestens 87,5 % der Ausbildungsverkehr-Pauschale sind von den Aufgaben­
trägern nach den Maßstäben des § 11 a Abs. 2 ÖPNVG NRW als Ausgleich zu den 
Kosten, die bei der Beförderung von Personen mit Zeitfahrausweisen des Ausbil­
dungsverkehrs im Straßenbahn-, O-Busverkehr oder Linienverkehr mit Kraftfahrzeu­
gen gemäß §§ 42, 43 Nr. 2 PBefG entstehen, und nicht durch entsprechende Fahr­
geldeinnahmen gedeckt werden, an die Verkehrsunternehmen in ihrem Gebiet über 
eine allgemeine Vorschrift nach Art. 3 Abs. 2 VO (EG) Nr. 1370/2007 weiterzuleiten. 
Die Ausbildungsverkehr-Pauschale wird aus strukturpolitischen Gründen im Interesse 
der Allgemeinheit gewährt. Durch die Pauschale soll eine ausreichende Bedienung 
der Bevölkerung mit Verkehrsleistungen im ÖPNV im Bereich des Ausbildungsver­
kehrs sichergestellt werden. Ziel ist es vor diesem Hintergrund, die Verkehrsunter­
nehmen durch Ausgleich der entstehenden Kosten in die Lage zu versetzen, einen 
Ausbildungsverkehr auf Grundlage des fahrplanmäßig festgelegten Verkehrsange­
bots erbringen zu können 
Mit dieser Satzung stellt die Stadt Brühl eine allgemeine Vorschrift im Sinne der VO 
(EG) Nr. 1370/2007 auf und regelt die Einzelheiten der Weiterleitung der dem Kreis 
vom Land gewährten Ausbildungsverkehr-Pauschale gemäß § 11 a Abs. 2 ÖPNVG 
NRW an die Verkehrsunternehmen in seinem Zuständigkeitsgebiet. 
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1 Rechtsgrundlagen, Rechtsform, Zuständigkeit 

1.1 Rechtsgrundlagen 

§ 11 a Abs. 2 ÖPNVG NRW und Art 3 Abs. 2 iVm. mit Art. 2 lit. I) VO (EG) Nr. 

1370/2007 bilden die Rechtsgrundlagen für diese allgemeine Vorschrift. 

1.1 Rechtsform 

Diese allgemeine Vorschrift ergeht als Satzung gemäß § 7 Abs. 1 GO NRW. 

1.2 Zuständigkeit / Aufgabenträger als zuständige Behörde 

Zuständige Behörde i.S.d. Art. 2 lit. b) und I) VO (EG) Nr. 1370/2007 für den Erlass 

und die Durchführung der allgemeinen Vorschrift ist die Stadt Brühl als Aufgabenträ­

ger des öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) gemäß § 3 Abs. 1 ÖPNVG NRW. 

Soweit in dieser Satzung von der zuständigen Behörde die Rede ist, ist damit ,'" 

:'",'(; Brühl als der diese Satzung erlassende Aufgabenträger gemeint. 

2. Geltungsbereich 

2.1 Geografischer Geltungsbereich 

Diese allgemeine Vorschrift gilt im gesamten Gebiet (räumlicher Zuständigkeitsbe­
reich) der zuständigen Behörde. 

2.2 Einbezogene Arten von Verkehrsdiensten 

Diese allgemeine Vorschrift gilt für alle Linienverkehre nach § 42 und § 43 Nr. 2 

PBefG im Zuständigkeitsbereich der zuständigen Behörde (Ziff 2.1), soweit es sich 

dabei um öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) gemäß § 8 Abs. 1 und Abs. 2 

PBefG handelt. Hiervon umfasst sind auch Linienverkehre, die als Bedarfsverkehre 

betrieben werden. Maßgeblich ist die im jeweiligen Genehmigungsbescheid ausge­

wiesene Verkehrsform. 

3. Gemeinwirtschaftliehe Verpflichtung der Betreiber 

Gemäß Art. 4 Abs. 1 lit. a) VO (EG) Nr. 1370/2007 wird die gemeinwirtschaftliche 
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Verpflichtung der Betreiber in dieser allgemeinen Vorschrift wie folgt definiert 

3. 1 Gemeinwirtschaftliche Verpflichtung: Höchsttarif für Zeitfahrausweise für 

Auszubildende 

Alle Betreiber im Anwendungsbereich der allgemeinen Vorschrift sind verpflichtet, bei 

den Zeitfahrausweisen des Ausbildungsverkehrs die nachstehenden Höchsttarife 

nicht zu überschreiten. Die Höchsttarife ergeben sich als Ermäßigung der Zeitfahr­

ausweise des Ausbildungsverkehrs nach den Festlegungen der Ziffern 3.2 und 3.3. 

Sie gelten für die Fahrgastgruppe der Auszubildenden (Ziff. 3.4). 

3.2 Zeitfahrausweise des Ausbildungsverkehrs 

Zeitfahrausweise des Ausbildungsverkehrs sind die im "VRS-Gemeinschaftstarif" 

(http I/www.vrsinfo.de/filead m in/Date ien/down load cente rNRS ~ GemeinschaftstariC 0 

1022011.pdf) in der jeweils geltenden Fassung ~ zum Stand des Inkrafttretens der 

allgemeinen Vorschrift im Abschnitt 6.2.2 ~ der Tarifbestimmungen festgelegten Zeit­

fahrausweise für Zwecke des Ausbildungsverkehrs; nicht maßgeblich sind auf den 

Freizeitverkehr oder andere Verkehrszwecke gerichtete Zeitfahrausweise für Auszu­

bildende wie z.B. JuniorTickets oder JuniorTickets im Abonnement (zum Stand des 

Inkrafttretens der allgemeinen Vorschrift im Abschnitt 6.2.2.12 und 6.2.2.13 der Tarif­

bestimmungen). 

3.3 Referenztarif und Ermäßigung 

Referenztarif ist das Monatsticket Jedermann ("MonatsTicket Erwachsene"). 

Die tatsächliche Ermäßigung (Mindest-Ermäßigung) der Zeitfahrausweise des Aus­

bildungsverkehrs (Ziff. 3.2) muss gemäß § 11 a Abs. 2 Satz 3 ÖPNVG NRW bezüg­

lich des Referenztarifs ab dem 01.082012 mehr als 20,00% betragen. Für den Zeit­

raum bis zum 31.07.2012 genügt die Beibehaltung der bei Inkrafttreten der allgemei­

nen Vorschrift bestehenden tatsächlichen Ermäßigung der Zeitfahrausweise des 

Ausbildungsverkehrs im "VRS-Gemeinschaftstarif" 

Die tatsächliche Ermäßigung ist wie folgt zu bewerten 

a) Wenn es sich bei dem Zeitfahrausweis des Ausbildungsverkehrs um eine von dem 

Referenzticket abweichende Tarifart handelt, muss die Preisdifferenz, die zwischen 

Stadt Brühl - Der Bürgermeister 



- 119 -

4 

dem Referenzticket und der mit dem Zeitfahrausweis des Ausbildungsverkehrs ver­

gleichbaren Tarifart des Jedermannverkehrs besteht, als rechnerischer Faktor be­

rücksichtigt werden. Hierbei ist dieser Faktor anhand des jeweils aktuellen Preisver­

hältnisses zwischen den jeweiligen Tarifarten zu ermitteln und anzusetzen. 

b) Unterschiede in der Nutzbarkeit der jeweiligen Zeitfahrausweise werden gemäß 

den In der Anlage 1 aufgeführten Kriterien berücksichtigt 

Die zuständige Behörde prüft an hand der in Anlage 1 genannten Kriterien, ob ab 

01.08.2012 die Mindest-Ermäßigung von mehr als 20,00% eingehalten wird (§ 11 a 

Abs. 2 Satz 3 ÖPNVG NRW). Soweit sie feststellt, dass die Ermäßigung nicht ein­

gehalten wird, wird ein Ausgleich nur insoweit gewährt, als Tarife, die den Anforde­

rungen der Festsetzung durch die zuständige Behörde entsprechen, nicht überschrit­

ten werden. 

c) Bei beabsichtigten Änderungen des in Ziff. 3.2 genannten Tarifs informiert der 

Betreiber - oder eine von ihm beauftragte Stelle - die zuständige Behörde rechtzeitig 

über die beabsichtigte Tarifgestaltung und stellt seinen Tarifantrag nach § 39 PBefG 

erst nach Bestätigung durch die zuständige Behörde. Die zuständige Behörde erteilt 

die Bestätigung innerhalb von vier Wochen. Die Bestätigung gilt als erteilt, wenn sie 

nicht innerhalb der First versagt wird. Sie versagt die Zustimmung zur Änderung des 

Tarifs, wenn die gesetzlich vorgegebene Mindest-Ermäßigung der Zeitfahrausweise 

des Ausbildungsverkehrs unter Berücksichtigung ggf. erforderlicher Aufschläge (li\. a) 

und lit. b) mit Anlage 1 zur Ziff. 3.3) gegenüber dem Referenztarif nicht eingehalten 

wird. 

3.4 Bestimmung des Kreises der Auszubildenden 

Als Auszubildende gelten die im Tarif "VRS-Gemeinschaftstarif" zum jeweils gültigen 

Stand zur Nutzung von Zeitfahrausweisen des Ausbildungsverkehrs berechtigten 

Personen (bei Inkrafttreten dieser allgemeinen Vorschrift Ziffer 6.2.2.1 der Tarifbe­

stimmungen). Bei beabsichtigten Änderungen in den Tarifbestimmungen "VRS­

Gemeinschaftstarif" bezüglich des zur Nutzung von Zeitfahrausweisen des Ausbil­

dungsverkehrs berechtigten Nutzerkreises gegenüber dem Stand bei Inkrafttreten 

informiert der Betreiber - oder eine von ihm beauftragte Stelle - die zuständige Be­

hörde rechtzeitig über die beabsichtigte Änderung und stellt entsprechende Anträge 

nach § 39 PBefG erst nach Bestätigung durch die zuständige Behörde. Die zuständi-
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ge Behörde erteilt die Bestätigung innerhalb von vier Wochen. Die Bestätigung gilt 

als erteilt, wenn sie nicht innerhalb dieser Frist versagt wird. 

3.5 Übergangs-, Anerkennungs- und Haustarife 

Für Übergangs-, Anerkennungs- und Haustarife der Verkehrsunternehmen, die au­

ßerhalb des Geltungsbereichs des Verbundtarifs "VRS-Gemeinschaftstarif" angebo­

ten werden, gelten die vorgenannten Bestimmungen sinngemäß. 

Der hierbei für die Zeitfahrausweise des Ausbildungsverkehrs in Bezug genommene 

Referenztarif muss marktfähig sein. Dies ist dann gewährleistet, wenn er für ver­

gleichbar lange Strecken und vergleichbare Nutzungsmöglichkeiten keine höheren 

Preise vorsieht als der Verbundtarif "VRS-Gemeinschaftstarif". Andernfalls hat das 

Verkehrsunternehmen die Marktfähigkeit vollumfänglich zu beweisen. Gelingt dies 

nicht, so ist der Referenztarif auf ein marktfähiges Niveau zu begrenzen. 

Mit Antragsteilung (Ziff. 11.1) hat der Betreiber der zuständigen Behörde seine Zeit­

fahrausweise des Ausbildungsverkehrs zu nennen und das Bestehen der tatsächli­

chen Mindest-Ermäßigung entsprechend Ziff. 3.3 nachzuweisen. Die zuständige Be­

hörde legt die hierfür maßgeblichen Referenztarife fest und prüft die Einhaltung der 

Bestimmungen dieser allgemeinen Vorschrift entsprechend Ziff. 3.3 iVm. Anlage 1. 

4. Weitere Voraussetzungen für die Gewährung eines Ausgleichs 

Der Ausgleich nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW wird gewährt, um eine ausreichende 

Bedienung der Bevölkerung mit Verkehrsleistungen im Ausbildungsverkehr auf 

Grundlage des fahrplanmäßig festgelegten Verkehrsangebots zu ermöglichen. 

4.1 Antragsberechtigung I Betreiber 

Einen Antrag auf Ausgleich können nur Verkehrsunternehmer nach § 3 PBefG stei­

len, die Verkehre i.S.d. Ziff. 2 betreiben (Betreiber) Betreiber ist die natürliche oder 

juristische Person, die Inhaber von Liniengenehmigungen oder einstweiligen Erlaub­

nissen nach PBefG ist oder auf die die Betriebsführung gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 3 

PBefG überragen ist. 

Im Fall von Gemeinschaftsgenehmigungen sind die Gemeinschaftskonzessionäre als 

Gesellschaft bürgerlichen Rechts antragsberechtigt, wenn nicht die Betriebsführung 
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gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 3 PBefG auf einen Betreiber übertragen ist. 

Im Fall der Betriebsführungsübertragung ist nur der Betriebsführer, nicht auch der 

Genehmigungsinhaber antragsberechtigt. 

Auftragsunternehmer sind nicht antragsberechtigt. 

4.2 Anwendung oder Anerkennung von Gemeinschafts-, Übergangs- und lan 

desweiten Tarifen 

Der Ausgleich wird gemäß § 11 a Abs. 2 Satz 3 Halbs. 1 ÖPNVG NRW nur Betrei­

bern gewährt, die auf ihren Linienverkehren in dem Jahr, für das der Ausgleich be­

gehrt wird (Bewilligungsjahr), die gültigen Gemeinschaftstarife in ihrer jeweils gelten­

den Fassung (insbesondere VRS-Tarif) und Übergangstarife sowie den landesweiten 

Tarif gemäß § 5 Abs. 3 ÖPNVG NRW anwenden oder zumindest anerkennen. 

4.3 Weitere Anforderungen 

4.3.1 Bedienung im Einklang mit dem Nahverkehrsplan 

Voraussetzung für die Gewährung des Ausgleichs ist ferner, dass der Betreiber die 

von ihm betriebenen und vom Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift umfass­

ten Linienverkehre im Bewilligungsjahr im Einklang mit dem jeweils geltenden Nah­

verkehrsplan bedient. 

4.3.2 Einhaltung der Anforderungen 

Soweit die vorgenannten Anforderungen nicht erfüllt sind, kann dies im Rahmen der 

Verhältnismäßigkeit zur vollständigen oder teilweisen Versagung des Ausgleichs füh-

ren. 

5 Ausgleichsregelung 

5. 1 Gewährung eines finanziellen Ausgleichs I Bewilligungsjahr 

Nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift werden den Betreibern gemäß § 11 a 

Abs. 2 ÖPNVG NRW Mittel als Ausgleich zu den Kosten gewährt, die bei der Beför­
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derung von Personen mit leitfahrausweisen des Ausbildungsverkehrs im Straßen­

bahn-, O-Busverkehr oder Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen gemäß §§ 42, 43 Nr. 2 

PBefG entstehen und nicht durch entsprechende Fahrgeldeinnahmen gedeckt wer­

den, und zwar als Ausgleichsleistung nach Art. 3 Abs. 2 iVm. Art. 2 lit. g) VO (EG) 

Nr. 1370/2007 für die finanziellen Auswirkungen, die auf die Erfüllung der Verpflich­

tungen nach lift. 3 zurück gehen. 

Der Ausgleich wird Jeweils bezogen auf ein Kalenderjahr bewilligt (Bewilligungsjahr). 

5.2 Kein Anspruch auf Vollkompensation 

Diese allgemeine Vorschrift begründet keinen Anspruch auf vollständigen Ausgleich 

der in lift. 5.1 genannten Kosten. Ferner besteht nach dieser allgemeinen Vorschrift 

kein Anspruch auf Vollkompensation des finanziellen Nettoeftekts nach Art. 3 Abs. 2, 

Art. 4 Abs. 1 und Art. 6 Abs. 1 iVm. dem Anhang der VO (EG) Nr 1370/2007. 

Auch ist der Vergleich der Einnahmen bei Ansatz des Referenztarifs gegenüber den 

Einnahmen bei Ansatz des ermäßigten Tarifs im Ausbildungsverkehr für die Bemes­

sung des Ausgleichs nicht maßgebend. 

5.3 Begrenzung des Ausgleichs 

Als Ausgleich (lift. 51) erhält der Betreiber maximal den sich aus § 11 a Abs. 2 

ÖPNVG NRW ergebenden Betrag gemäß lift. 6, soweit dieser die beihilfenrechtliche 

Obergrenze nicht überschreitet, die sich aus der Festlegung der Parameter nach lift. 

7 sowie der Überkompensationskontrolle nach lift. 8 in Verbindung mit dem Anreiz­

system nach lift. g ergibt (lift. 8.2 und 8.3). 

6 Berechnung nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW 

6.1 Weiterleitung von Mitteln nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW 

Als Ausgleich (lift 5.1) werden gemäß § 11 a Abs. 2 Satz 2 ÖPNVG NRW vorbehalt­

lich der in lift. 5.3 genannten Einschränkungen unter den Voraussetzungen dieser 

allgemeinen Vorschrift an die Betreiber die auf sie jeweils entfallenden Anteile an den 

Mitteln nach § 11 a Abs 2 Satz 1 ÖPNVG NRW weitergeleitet, um den Betreibern die 

Durchführung des Ausbildungsverkehrs zu ermöglichen. Die Ermittlung der Anteile 
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der Betreiber an dem hierfür bereitgestellten Budget (liff. 6.2) erfolgt gemäß § 11 a 

Abs. 2 Sätze 4 und 5 ÖPNVG NRW (liff. 6.3 - 6.6). 

6.2 Bereitgestelltes Budget 

Gemäß § 11 a Abs. 2 Satz 1 ÖPNVG NRW stellt die zuständige Behörde hierfür im 

Jahr 2011 87,5 % der auf sie nach § 11 a Abs. 1 ÖPNVG NRW entfallenden Mittel 

bereit. In den Folgejahren legt die zuständige Behörde das für das jeweilige Kalen­

derjahr bereitgestellte Budget, das gemäß § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW mindestens 

87,5 % beträgt, jeweils vorab durch Beschluss (z.B. im Rahmen der Haushaltsbe­

schlüsse) fest. Bei der zuständigen behörde entstehende linserträge oder ersparte 

linsaufwendungen oder von Dritten vereinnahmte linsen erhöhen die auszukehren­

den GesamtmitteL 

6.3 Erträge im Ausbildungsverkehr 

Unter dem Begriff der gemäß § 11 a Abs. 2 Satz 4 ÖPNVG NRW maßgeblichen Er­

träge im Ausbildungsverkehr ist Folgendes zu verstehen: 

6.3.1 Anzusetzen sind die Erträge i.S.d. liff. 6.3.2. und 6.3.3 aus Linienverkehren 

gemäß § 42, § 43 Nr. 2 PBefG, auch soweit die Verkehre als Bedarfsver­
kehre durchgeführt werden. 

Hierunter fallen nicht Erträge aus Freistellungsverkehren. 

Einzubeziehen sind auch Erträge aus den die Landesgrenzen überschrei­

tenden Linienverkehren. Für diese gilt Anzusetzen sind nur die innerhalb 

des Landes Nordrhein-Westfalen erzielten Erträge. Erträge, die auf die 

außerhalb NRWs verlaufenden Linienabschnitte entfallen, sind nicht ein­

zubeziehen. Vielmehr sind diese nach einer branchenüblichen, anerkann­

ten Methodik (insbesondere zunächst nach dem geltenden Einnahmenauf­

teilungsverfahren) abzugrenzen. Der Betreiber muss der zuständigen Be­

hörde im Einzelnen nachprüfbar darlegen, nach welcher Methodik er die 

Erträge auf der betreffenden Linie aufgeteilt hat (vgl. liff. 8.1.2). 
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6.3.2 Anzusetzen sind nur Fahrgeldeinnahmen aus dem Verkauf der Fahraus­
weise nach Ziff. 6 3.3. Hierzu zählen auch Erträge aus erhöhten Beförde­
rungsentgelten im Ausbildungsverkehr. 

Nicht einbezogen sind hiernach insbesondere 

- Zuschüsse o.a. zusätzliche Zahlungen von Schulträgern, Schulen, Gemein­

den o.a. öffentlichen Stellen; 

- Einnahmen aus Fahrzeug-Werbung o.ä. mit dem Linienverkehr (mittelbar) 
erzielte Erträge; 

- Ausgleichsleistungen nach § 45a PBefG anderer Länder (bei grenzüber­

schreitenden Linien) sowie Nachzahlungen des Landes Nordrhein­

Westfalen nach § 45a PBefG. 

6.3.3 Erträge im Ausbildungsverkehr sind die Erträge aus dem Verkauf von sämtli 

chen Zeitfahrausweisen des Ausbildungsverkehrs (vgl. Ziff. 3) unabhängig da­

von, ob die Tickets vom Schulträger oder von den Auszubildenden (bzw. ihren 

Erziehungsberechtigten) oder anteilig von beiden (Eigenanteil nach § 97 

SchulG NRW) bezahlt werden. 

6.3.4 Maßgeblich sind sämtliche von einem Betreiber in Nordrhein-Westfalen im 

Ausbildungsverkehr im vorgenannten Sinne erzielten Erträge unabhängig da­

von, im Gebiet welcher zuständigen Behörde sie erzielt wurden 

6.3.5 Maßgeblich sind nicht die kassentechnischen Einnahmen, sondern die den 

Betreibern nach dem Ergebnis der Einnahmenaufteilung in den jeweiligen 

Verkehrsverbünden/-gemeinschaften zugeschiedenen Erträge im Ausbil­

dungsverkehr (siehe Ziff. 11.3.3 lil. cl. 

6.3.6 Der Betreiber weist durch Testat eines Wirtschaftsprüfers nach, dass die Er­

träge im Ausbildungsverkehr gemäß den vorstehenden Anforderungen ermit­

telt wurden. Das Testat gibt außerdem die Höhe der Erträge im Ausbildungs­

verkehr des Betreibers (landesweit) an. Ziff. 7.3 Sätze 3 folgende gelten ent­

sprechend. 
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6.4 Ermittlung der Erträge im Ausbildungsverkehr je Betreiber im Gebiet der 

zuständigen Behörde (Wagenkilometer) 

Bei Betreibern, die im Gebiet mehrerer zuständiger Behörden (Aufgabenträger) tätig 

sind. erfolgt die Zuordnung der Erträge im Ausbildungsverkehr gemäß § 11 a Abs. 2 

Satz 5 ÖPNVG NRW wie folgt 

64.1 Sämtliche Erträge im Ausbildungsverkehr, die ein Betreiber im Bewilli­

gungsjahr erzielt hat (vgl. Ziff. 6.3), werden gemäß der von diesem Betrei­

ber im Bewilligungsjahr landesweit (in Nordrhein-Westfalen) erbrachten 

Wagenkilometer (Wagen km) auf die zuständigen Behörden (Aufgabenträ­

ger) in Nordrhein-Westfalen verteilt, in deren Gebieten der jeweilige Betrei­

ber im Bewilligungsjahr tätig war. 

64.2 Maßgeblich sind sämtliche Im Linienverkehr nach § 42, § 43 Nr. 2 PBefG in 

Nordrhein-Westfalen erbrachten Wagenkm, soweit es sich im öffentlichen 

Personennahverkehr nach § 8 Abs. 1 und Abs. 2 PBefG handelt. Dies 

schließt die auf grenzüberschreitenden Linien in NRW erbrachte Wagenkm 

ein. Ferner werden die im Bedarfsverkehr nach §§ 42. 43 Nr. 2 PBefG er­

brachten Wagenkm berücksichtigt. 

6A.3 Wagenkilometer sind die tatsächlich erbrachten - und soweit es sich um 

Linienverkehr nach § 42 PBefG handelt fahrplanmäßigen - Betriebsleis­

tungen einschließlich Verstärkerfahrten Ein- und Aussetzfahren werden 

nicht berücksichtigt. Bei Bedarfsverkehren (Ziff. 6A.2) dürfen nur die tat­

sächlich erbrachten Wagenkm berücksichtigt werden, die der Betreiber der 

zuständigen Behörde prüfbar nachweist. 

6AA Eine Gewichtung der Wagenkm findet grundsätzlich nicht statt. 

6.4.5 Vorgehensweise für die Zuordnung der Erträge 

Gemäß § 11 a Abs. 2 Satz 5 ÖPNVG NRW ist für die Zuordnung der Erträge wie folgt 

vorzugehen.' Ausgangspunkt ist zum einen die Summe aller im Ausbildungsverkehr 

erzielten Erträge eines Betreibers (Ziff. 6.3) und zum anderen die Summe aller von 

diesem Betreiber erbrachten Wagenkilometer (Ziff. 64.1 - 6AA). Hieraus ist zu er­

mitteln, welchen Ertrag im Ausbildungsverkehr (Euro) je Wagenkm dieser Betreiber 
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erzielt (Durchschnittsbetrachtung). Dieser Satz (Euro je Wagenkm) ist mit den im 

Gebiet der zuständigen Behörde erbrachten Wagenkm dieses Betreibers zu multipli­

zieren. Hieraus ergeben sich die der zuständigen Behörde zuzuordnenden Erträge 

im Ausbildungsverkehr dieses Betreibers. Der Betreiber weist durch Testat eines 

Wirtschaftsprüfers nach, dass die Ermittlung der maßgeblichen Wagenkm sowie die 

luordnung der gemäß liff. 6.3 ermittelten Erträge auf die zuständige Behörde den 

vorstehenden Anforderungen entsprechen. Das Testat weist die tatsächlich erbrach­

ten Wagenkm des Betreibers in NRW und im Gebiet der zuständigen Behörde aus. 

liff. 7.3 Sätze 3 folgende gelten entsprechend 

6.5 Rechnerischer Anteil des jeweiligen Betreibers an den Mitteln nach § 11a 

Abs. 2 ÖPNVG NRW 

Der Anteil des jeweiligen Betreibers an dem Budget nach liff. 6.2 wird vorbehaltlich 

liff. 6.6 wie folgt errechnet 

Die zuständige Behörde addiert sämtliche ihr nach liff. 6.4 zuzuordnenden Erträge 

im Ausbildungsverkehr. 

Sie errechnet sodann die Anteile der Betreiber an dieser Summe an hand der jeweili­

gen Ausbildungsverkehrs-Erträge der Betreiber. 

Schließlich multipliziert sie den Anteil des jeweiligen Betreibers mit dem nach liff. 0 

bereitgestellten Budget Dies ergibt vorbehaltlich liff. 6.6 den rechnerischen Anteil 

des jeweiligen Betreibers an den Mitteln nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW. 

Die Verteilung der Mittel nach § 11 a Abs. 2 ÖPNVG NRW auf die einzelnen Betreiber 

erfolgt somit auf Basis des jeweiligen Anteils an den Erträgen im Ausbildungsverkehr. 

Der gesetzliche Verteilungsmechanismus geht dabei implizit von einer Korrelation 

der Erträge zu den Kosten und somit auch zu den auszugleichenden Verlusten aus 

dem Ausbildungsverkehr aus. 
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6.6 Vorbehalt / Korrektur des Anteils 

Die Weiterleitung des gemäß vorstehenden Regelungen berechneten Anteils an den 

Mitteln nach § 11 a Abs. 2 ÖPNVG NRW (liff. 65) an den jeweiligen Betreiber steht 

unter dem Vorbehalt dass sich aus den weiteren Regelungen dieser allgemeinen 

Vorschrift zur Überkompensation kein niedrigerer Betrag ergibt (vgL liff. 8.2 und 8.3): 

insofern handelt es sich bei der Ermittlung des Anteils an den Mitteln nach § 11a 

Abs. 2 ÖPNVG NRW um einen Höchstbetrag (Obergrenze nach § 11 a Abs. 2 

ÖPNVG NRW). 

Soweit die Uberkompensationsprüfung bei einem Betreiber dazu führt, dass der Aus­

gleich bis zur Grenze der Überkompensation auf einen niedrigeren Betrag als den 

sich nach liff. 6.5 ergebenden rechnerischen Anteil an den Mitteln nach § 11a Abs. 2 

ÖPNVG NRW abgesenkt werden muss, wird der Differenzbetrag zwischen dem 

rechnerischen Anteil dieses Betreibers an den Mitteln nach § 11 a Abs. 2 ÖPNVG 

NRW und dem für ihn gemäß der Überkompensationsprüfung festgesetzten Aus­

gleichsbetrag entsprechend liff. 6.5 auf die übrigen Betreiber verteilt, allerdings in 

Bezug auf die jeweiligen Betreiber nur bis zu der für sie jeweils ermittelten Grenze 

der Überkompensation (vgL liff. 8.2 und 8.3 sowie 11.3.3). 

7 Grundlegende Regelungen zum Überkompensationsverbot und Parametri­

sierung nach VO (EG) Nr. 1370/2007 

7.1 Systematik 

Gemäß Art. 3 Abs. 2 VO (EG) Nr. 1370/2007 ist der Ausgleich (liff. 5.1) auf den fi­

nanziellen Nettoeffekt der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung zu begrenzen (liff. 

5.3). lur Wahrung dieses Überkompensationsverbots sind vorab die Ausgleichspa­

rameter gemäß Art. 4 Abs. 1 lit. b) VO (EG) Nr. 137012007 (Obergrenze nach Para­

metern) so zu bilden, dass eine Überkompensation ausgeschlossen wird. Der durch 

die Parameter bestimmte Betrag ist der maximal mögliche Ausgleich; siehe dazu liff. 

7.5 und 7.6. Ferner ist die nachträgliche Überkompensationskontrolle gemäß Art. 6 

Abs. 1 iVm. dem Anhang der VO (EG) Nr. 1370/2007 durchzuführen (Obergrenze 

nach tatsächlich ungedeckten Kosten); siehe dazu liff. 8. Für diese beiden Schritte 

zur Wahrung des Überkompensationsverbots gelten die folgenden grundsätzlichen 

Regelungen der liffern liff. 7.2 bis 7 A. 
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7.2 Konkurrierende Regelungen eines öffentlichen Dienstleistungsauftrags 

Soweit für einen Linienverkehr (Ziff. 22) ein öffentlicher Dienstleistungsauftrag im 

Sinne des Art. 3 Abs. 1 va (EG) Nr. 1370/2007 besteht, der für diesen Verkehr Aus­

gleichsparameter i.S.d. Art. 4 Abs. 1 va (EG) Nr. 1370/2007 bestimmt und nach dem 

die Mittel aufgrund der hiesigen allgemeinen Vorschrift in die jährliche Abrechnung 

zur Wahrung des Überkompensationsverbots einbezogen werden, sind ausschließ­

lich und abschließend die entsprechenden Regelungen dieses öffentlichen Dienst­

leistungsauftrages für die Parametrisierung sowie im Falle des Art. 6 Abs. 1 Satz 2 

va (EG) Nr 1370/2007 auch für die nachträgliche Überkompensationskontrolle 

maßgeblich; es erfolgt keine Überkompensationskontrolle nach dieser allgemeinen 

Vorschrift. Der Betreiber hat bei Antragsteilung bzw. im Rahmen seiner Mitwirkungs­

pflichten (liff. 11) entsprechende öffentliche Dienstleistungsaufträge vorzulegen. 

Soweit die zuständige Behörde selbst den öffentlichen Dienstleistungsauftrag verge­

ben hat, reicht dessen Benennung. Der Betreiber hat ferner der zuständigen Behörde 

das jeweilige Ergebnis der jährlichen Überkompensalionskontrolle mitzuteilen (siehe 

liff. 1133). 

Soweit kein öffentlicher Dienstleistungsauftrag besteht, der den Anforderungen nach 

Satz 1 genügt, erfolgt die Parametrisierung sowie die nachträgliche Überkompensati­

onskontrolle nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift. 

7.3 Bezugspunkt für die Prüfung einer Überkompensation 

Die Parametrisierung sowie die nachträgliche Überkompensationskontrolle nach 

Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift beziehen sich vorbehaltlich der Ziff. 7.2 je­

weils auf alle Linien(abschnitte) eines Betreibers im Gebiet der zuständigen Behörde 

bzw. nach Maßgabe von liff. 7.4 unter Einbeziehung grenzüberschreitender Linien­

abschnitte. 

Die Prüfung bezieht sich hierbei auf die gesamten Kosten und Einnahmen für die 

Bedienung dieser Linien(abschnitte) im jeweiligen Bewilligungsjahr 

Soweit in dieser allgemeinen Vorschrift für den Nachweis von Kosten oder Einnah­

men auf das Testat eines Wirtschaftsprüfers verlangt wird, gilt: Der vom Betreiber zu 

beauftragende Prüfer ist im Einvernehmen mit der zuständigen Behörde auszuwäh­

len. Kommt eine einvernehmliche Auswahl des Prüfers nicht zustande, wird der Aus 
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gleich versagt (Ziff. 11.3.4). Hinsichtlich des Prüfrechts der zuständigen Behörde gilt 

Ziff. 11.5. 

7.4 Federführung bei grenzüberschreitenden Verkehren 

Die zuständige Behörde kann mit anderen zuständigen Behörden bei Linien, die die 

Grenzen zu anderen Kreisen bzw. Städten überschreiten (grenzüberschreitende li­

nien), vereinbaren, dass die Prüfung der Überkompensation jeweils in Bezug auf die 

Linie(n) insgesamt federführend durch eine der zuständigen Behörden erfolgt. 

In Anlage ist geregelt, für welche grenzüberschreitenden Linien die hiesige zu-

ständige Behörde oder aber eine andere zuständige Behörde als Federführer für die 

Parametrisierung sowie für die Durchführung der Überkompensationskontrolle ver­

antwortlich ist. Für andere grenzüberschreitende Linien, für die keine Federführung 

festgelegt ist, nimmt die hier zuständige Behörde die Parametrisierung sowie die 

Überkompensationskontrolle nur für den auf ihr Zuständigkeitsgebiet entfallenden 

Teil der Linien(abschnitte) vor. 

7.6 Parameter gemäß Art. 4 Abs. 1 lit. b) i) VO (EG) Nr. 1370/2007 

Der Betreiber hat mit AntragsteIlung (Ziff. 11.1) für die Linien (Ziff. 7.3) eine Vorab­

kalkulation der Kosten gemäß dem Kalkulationsblatt in Anlage 2 einzureichen. Die 

Kalkulation beinhaltet eine angemessene Verzinsung des eingesetzten Kapitals. Im 

Kalkulationsblatt sind die Parameter (Betrag je Kostenparameter) und die Mengen 

(Umfang bezogen auf den jeweiligen Kostenparameter) anzugeben. Oie zuständige 

Behörde legt die entsprechenden Werte als Parameter bei der Überkompensations­

kontrolle zugrunde; sie begrenzen die Höhe der ausgleichsfähigen Kosten (vgl. Ziff. 

821 ). 

7.6 Erstellung der Vorabkalkulation 

Der Betreiber trägt das Kostenrisiko. 

Der Betreiber entwickelt die Vorabkalkulation (Ziff. 7.5) aus den Gesamtkosten sei­

nes Unternehmens wie folgt: 

• Die Zuordnung der Kosten zu den Linien erfolgt sachgerecht und nachvollziehbar 
nach objektiven Maßstäben. Der Betreiber beachtet hierbei Ziff. 5 des Anhangs 
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der VO (EG) Nr. 1370/2007 (getrennte Rechnungslegung). Er wendet diese Auf­

teilungsmaßstäbe einheitlich für alle Tätigkeiten für die Laufzeit der Liniengeneh­

migungen an, für die ein Ausgleich aus dieser allgemeinen Vorschrift gewährt 
wird. Tätigkeiten aufgrund öffentlicher Dienstleistungsaufträge sind rechnerisch zu 

trennen (vgl. Ziff. 7.2). 

• Für die Abschnitte von Linien, die das Zuständigkeitsgebiet der zuständigen Be­
hörde überschreiten und für die keine Federführung nach 74. vereinbart ist, er­

folgt die Zuordnung der Kosten auf die Abschnitte der Linie in den Gebieten der 
jeweiligen zuständigen Behörden sachgerecht, nachvollziehbar und einheitlich 

nach den gleichen objektiven Maßstäben. 

Der Betreiber erstellt seine Kalkulation nach nachvollziehbaren Maßstäben aus 
den tatsächlichen Kosten mindestens des Vorjahres und der Prognose der Kos­

tenentwicklung mithilfe sachgerechter Annahmen über die Entwicklung dieser 

Kosten für das Bewilligungsjahr. Der Betreiber erstellt diese Herleitung der Kos­
tenkalkulation für alle Leistungen einheitlich. Soweit eine Änderung dieser Herlei­

tung erfolgt, wird diese Änderung für die Laufzeit der Liniengenehmigungen über 
eine Überleitungsrechnung nachvollziehbar auf die vorherige Kostenherleitung 
zurückgeführt. Der Betreiber sichert zu, in der Bilanzierung Kontinuität bezüglich 

der Kosten zu wahren. Änderungen werden über Überleitungsrechnungen nach­

vollziehbar gemacht 

Der Betreiber weist durch Testat eines Wirtschaftsprüfers die Einhaltung der nachfol­

gend genannten Anforderungen nach: 

• die Anforderungen an die sachgerechte Zuordnung der Kosten nach objektiven 

Maßstäben auf die Linien sind erfüllt; Ziff. 5 des Anhangs der VO (EG) Nr. 
1370/2007 ist beachtet (getrennte Rechnungslegung); 

• der Betreiber hat die Aufteilungsmaßstäbe für alle Tätigkeiten einheitlich ange­
wendet, 

• für die Abschnitte von allen Linien, die das Zuständigkeitsgebiet der zuständigen 
Behörde überschreiten und für die keine Federführung nach Ziff. 74. vereinbart 
ist, ist die Aufteilung der Kosten sachgerecht, nachvollziehbar und jeweils einheit­
lich nach den gleichen objektiven Maßstäben auf die Abschnitte der Linien in den 
Gebieten der jeweiligen zuständigen Behörden erfolgt 

• Tätigkeiten aufgrund öffentlicher Dienstleistungsaufträge sind rechnerisch ge­
trennt; 

• die Kalkulation ist nach nachvollziehbaren Maßstäben aus den tatsächlichen Kos­

ten mindestens des Vorjahres und der Prognose der Kostenentwicklung erstellt; 

• die Herleitung der Kostenkalkulation erfolgt für alle Tätigkeiten des Unternehmens 
einheitlich 
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• soweit Änderungen der Herleitung erfolgten, besteht eine Überleitungsrechnung, 

über die die Einheitlichkeit in Bezug auf die ursprüngliche Herleitung der Kosten­

kalkulation nachvollzogen werden kann; 

• der Betreiber hat Kontinuität in seiner Bilanzierung gewahrt; soweit Änderungen in 

der Bilanzierung erfolgten, ist die Kontinuität in Bezug auf die Herleitung der Kos­

tenkalkulation durch Überleitungsrechnungen nachvollziehbar belegt. 

8 Durchführung der Überkompensationskontrolle gemäß Anhang VO (EG) 

Nr,1370/2007 

8,1 Ermittlung der tatsächlichen Kosten und Einnahmen 

8.1.1 Ermittlung der tatsächlichen Kosten 

Die Ermittlung der tatsächlichen Kosten erfolgt für die Linlen(abschnitte) eines 
Betreibers im Gebiet der zuständigen Behörde (Ziff 7.3) bzw. nach Maßgabe von 
Ziff. 7.4 unter Einbeziehung grenzüberschreitender Linienabschnitte. 

Die tatsächlichen Kosten werden aus der Gewinn- und Verlustrechnung des Unter­
nehmens ermittelt und den Linien(abschnitten) nach dem gleichen Verfahren wie bei 
der Vorabkalkulation (Ziff. 7.6) zugeordnet. 

Der Betreiber weist durch Testat eines Wirtschaftsprüfers die Einhaltung dieser An­
forderungen entsprechend Ziff. 7.6 nach. Das Testat gibt neben den Bestätigungen 
nach Ziff 7.6 die Höhe der tatsächlichen Kosten und die tatsächlichen Mengen in 
Bezug auf die Parameter (Ziff. 75) an und stellt die tatsächlichen Kosten den vorab 
kalkulierten Kosten als Summe der Produkte aus den Parametern und den jeweiligen 
tatsächlichen Mengen gegenüber (vgl. Ziff. 8.2.1). 

8.1.2 Ermittlung der tatsächlichen Einnahmen 

Die Einnahmen aus dem Betrieb der Verkehre stehen den Betreibern zu. 

Maßgeblich sind die vom Betreiber mit den Linien(abschnitten) (Ziff. 7.3 bzw. nach 
Maßgabe von Ziff. 7.4 unter Einbeziehung grenzüberschreitender Linienabschnitte) 
tatsächlich erzielten Einnahmen. 

Diese Einnahmen werden wie folgt ermittelt 

1. Zu ermitteln sind sämtliche im Zusammenhang mit dem Betrieb der Linien er­

zielten Einnahmen bezogen auf das BewIlligungsjahr. Dies sind insbesondere: 

a) alle Einnahmen gemäß Einnahmenaufteilung als Anspruch zum maßgebli­
chen Stichtag (Ziff. 11.3.3 lit cl, 
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b) tatsächlich im Bewilligungsjahr zugeflossene Mittel aus Ausgleichszahlun­
gen nach §§ 145 ff. SGB IX, 

c) alle sonstigen, dem Linienverkehr zuzurechnenden Erträge, z.B. aus Wer­
bung, zum maßgeblichen Stichtag (Ziff: 11.3.3 lit. cl, 

d) Zuschüsse u.a. Zahlungen von Aufgabenträgem, Kommunen o.a. öffentli­
chen Stellen (z.B. Schulträger, kreisangehörige Gemeinden, Mittel nach 
§ 11 a Abs. 3 ÖPNVG NRW), 

e) Mittel nach § 11 Abs. 2 ÖPNVG NRW 

2. Soweit Fahrzeuge oder sonstige Betriebsmittel oder Anlagen gefördert wur­
den, die für die Linien (Ziff. 7.3) eingesetzt werden, und die Kosten der geför­
derten Betriebsmittel und Anlagen in der Höhe der Anschaffungs- und Herstel­
lungskosten (AHK) abgeschrieben werden sowie die Förderung über die Bil­
dung von Sonderposten bilanziert wird, ist die Auflösung dieser Sonderposten 
als Ertrag zu berücksichtigen. Andernfalls wird die Förderung kostenmindernd 
berücksichtigt. 

Die dem Betreiber auf der Grundlage von Bewilligungsakten der zuständigen Behör­
de zugeflossenen Zuschüsse in Form von Ausgleichszahlungen nach § 11 a Abs. 2 
ÖPNVG NRW sind hier noch nicht zu berücksichtigen. 

Der Betreiber errechnet die auf die Linien(abschnitte) (Ziff. 7.3 bzw. nach Maßgabe 
von Ziff. 7.4 unter Einbeziehung grenzüberschreitender Linienabschnltte) entfallen­
den tatsächlichen Einnahmen aus den tatsächlichen Gesamteinnahmen seines Un­
ternehmens wie folgt: 

• Die Zuordnung der tatsächlichen Einnahmen zu den Linien (einschließlich der 
Abgrenzung der Einnahmen auf Landesgrenzen überschreitenden Linien, Ziff. 
6.3.1) erfolgt sachgerecht und nachvollziehbar nach objektiven Maßstäben. Der 
Betreiber beachtet hierbei Ziff. 5 des Anhangs der VO (EG) Nr. 1370/2007 (Tren­
nungsrechnung). Er wendet diese Aufteilungsmaßstäbe für alle Tätigkeiten für die 
Laufzeit der Liniengenehmigungen einheitlich an, für die ein Ausgleich aus dieser 
allgemeinen Vorschrift gewährt wird. Tätigkeiten aufgrund öffentlicher Dienstleis­
tungsaufträge sind rechnerisch zu trennen (Ziff 7.2) 

• Für die Abschnitte von allen Linien, die das Zuständigkeitsgebiet der zuständigen 
Behörde überschreiten und für die keine Federführung nach 7.4. vereinbart ist, er­
folgt die Zuordnung der Einnahmen sachgerecht, nachvollziehbar und jeweils 
einheitlich nach den gleichen objektiven Maßstäben auf alle Abschnitte der Linien 
in den Gebieten der jeweiligen zuständigen Behörden. 

• Der Betreiber ermittelt die Zuordnung seiner tatsächlichen Einnahmen für alle Tä­
tigkeiten im Linienverkehr einheitlich. Soweit eine Änderung dieser Zuordnung er­
folgt, wird diese Änderung für die Laufzeit der Liniengenehmigungen über eine 
Überleitungsrechnung nachvollziehbar auf die vorherige Zuordnung zurückge-
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führt Der Betreiber sichert zu, in der Bilanzierung Kontinuität bezüglich der Ein­

nahmen zu wahren. Änderungen werden über Überleitungsrechnungen nachvoll­
ziehbar gemacht 

Der Betreiber weist, durch Testat eines Wirtschaftsprüfers die Einhaltung der nachfol­
gend genannten Anforderungen nach 

• die Anforderungen an die sachgerechte Zuordnung der Einnahmen nach objekti­
ven Maßstäben auf die Linien sind erfüllt; 

• die Anforderungen an die Zuordnung der Einnahmen auf alle Abschnitte von 
grenzüberschreitenden Linien sind erfüllt; 

• der Betreiber hat die Aufteilungsmaßstäbe für alle Tätigkeiten einheitlich ange­
wendet; Ziff. 5 des Anhangs der VO (EG) Nr, 1370/2007 ist beachtet (Trennungs­
rechnung); 

• Tätigkeiten aufgrund öffentlicher Dienstleistungsaufträge sind rechnerisch ge­
trennt; 

• die Zuordnung der Einnahmen erfolgt für alle Leistungen des Unternehmens ein­
heitlich; 

• soweit Änderungen der Zuordnung erfolgten, besteht eine Überleitungsrechnung, 
über die die Einheitlichkeit in Bezug auf die ursprüngliche Zuordnung der Ein­
nahmen nachvollzogen werden kann; 

• der Betreiber hat Kontinuität in seiner Bilanzierung gewahrt; soweit Änderungen in 
der Bilanzierung erfolgten, wurde die Kontinuität in Bezug auf die Zuordnung der 
Einnahmen durch Überleitungsrechnungen nachvollziehbar hergestellt 

Das Testat gibt neben den genannten Bestätigungen die Höhe der tatsächlichen 
Einnahmen an. 

8.2 Maßstab der Überkompensationskontrolle: Differenz Kosten - Einnahmen 

Im Rahmen der Überkompensationskontrolle wird geprüft, inwieweit die maßgebli­

chen Kosten (Ziff. 8.2.1) zuzüglich der angemessenen Kapitalverzinsung (Ziff. 8.2.3) 

über den maßgeblichen Einnahmen (Ziff. 8.2.2) liegen. Der Ausgleich nach § 11 a 

Abs. 2 ÖPNVG NRW ist begrenzt auf diesen Differenzbetrag (Ziff. 5.3), Liegen die 

maßgeblichen Einnahmen über den tatsächlichen Kosten zuzüglich der angemesse­

nen Kapitalverzinsung, wird kein Ausgleich gewährt (Ziff. 11.3.4). Der Vergleich der 

Einnahmen bei Ansatz des Referenztarifs gegenüber den Einnahmen bei Ansatz des 

ermäßigten Tarifs ist für die Überkompensationskontrolle nicht maßgeblich (vgL auch 
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Ziff. 5.2) 

Der Betreiber weist durch Testat eines Wirtschaftsprüfers die Einhaltung der nachfol­

gend in Ziff. 8.2.1 bis 8.2.3 genannten Anforderungen nach. 

8.2.1 Maßgebliche Kosten 

Anzusetzen sind die tatsächlichen Kosten gemäß Ziff. 8.1.1, es sei denn diese über­

steigen die sich aus den vorab festgelegten Parametern und den tatsächlichen Men­

gen im Bewilligungsjahr ergebenden Kosten gemäß Ziff. 7.5 und 7.6; in diesem Fall 

sind die tatsächlichen Kosten nur bis zu dem sich aus der Vorabkalkulation ergeben­

den Betrag anzusetzen (maßgebliche Kosten). 

8.2.2 Maßgebliche Einnahmen 

Maßgeblich sind die tatsächlichen Einnahmen gemäß Ziff. 8.1.2. 

8.2.3 Angemessene Kapitalverzinsung 

Die zulässige Höhe der angemessenen Kapitalverzinsung wird pauschalierend be­

zogen auf die Linien (Ziff. 7.3) entsprechend einer Umsatzrendite von 3,00 % be­

rechnet. Der Betrag wird als Anteil in Höhe von 3,09 % der maßgeblichen Kosten 

ermittelt. 

Soweit mit dem Betreiber in einem Qualitätssteuerungssystem außerhalb öffentlicher 

Dienstleistungsaufträge vereinbart ist, dass mit dem Erreichen von bestimmten Quali­

tätsvorgaben finanzielle Anreize (Bonil Mali) verbunden sind, erhöhen bzw. reduzie­

ren diese hieraus resultierenden Mehr- oder Mindereinnahmen des Betreibers die 

zulässige angemessene Kapitalverzinsung um den entsprechenden Betrag. 

8.3 Regelungen zur Vermeidung einer Überkompensation 

Ergibt die nach Ziff. 8.2 bzw. die gemäß Ziff. 7.2 nach Maßgabe eines öffentlichen 

Dienstleistungsauftrags durchgeführte Überkompensationsprüfung, dass der sich 

nach Ziff. 6.5 ergebende rechnerische Anteil des Betreibers an den Mitteln nach 

§ 11 a Abs. 2 ÖPNVG NRW zu einer Überkompensation führen würde, dann ist im 

Rahmen der endgültigen Bewilligung (Ziff 11.3.3) der Ausgleich gemäß Ziff. 6.6 bis 

zur Obergrenze der Überkompensation abzusenken. 
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Im Fall der Federführung (liff 74) teilt der Federführer den anderen betroffenen zu­

ständigen Behörden rechtzeitig mit, welcher Betrag die Grenze der Überkompensati­

on eines Betreibers für seine Linien(abschnitte) in deren Gebieten darstellt, so dass 

diese im endgültigen Bewilligungsakt die Höhe des Ausgleichs entsprechend festle­

gen können. Hierbei erfolgt die Aufteilung des Betrags (Grenze der Überkompensati­

on) auf die Gebiete mehrerer zuständiger Behörden im Verhältnis der Wagenkilome­

ter in den jeweiligen Gebieten. 

Soweit Teilzahlungen/Abschläge aufgrund vorläufiger Bewilligungsakte zu einer 

Überschreitung dieser Grenze geführt haben, sind diese Überzahlungen rückabzuwi­

ckeln (liff. 11.3.3 lit. d). 

9 Anreizsystem gemäß Anhang va (EG) Nr. 1370/2007 

Gemäß liffer 7 des Anhangs der VO 1370/2007 muss das Verfahren zur Gewährung 

der Ausgleichsleistung in der allgemeinen Vorschrift einen Anreiz dafür geben, dass 

der Betreiber einer wirtschaftlichen Geschäftsführung aufrechterhält oder entwickelt, 

und dass die Personenverkehrsdienste in ausreichend hoher Qualität erbracht wer­

den. In wirtschaftlicher Hinsicht gibt diese allgemeine Vorschrift bereits insofern einen 

Anreiz, als kein Anspruch auf Vollkompensation der ungedeckten Kosten besteht 

(liff. 5.2). 

Mittel aus dieser allgemeinen Vorschrift können nur Betreiber für die Linienverkehre 

in Anspruch nehmen, in denen die Fahrgäste die Mobilitätsgarantie NRW nutzen 

können. Die Mobilitätsgarantie NRW setzt den erforderlichen Anreiz zur Einhaltung 

von Pünktlichkeitsstandards als zentraler Qualitätsanforderung. 

Soweit mit dem Betreiber in einem Qualitätssteuerungssystem außerhalb öffentlicher 

Dienstleistungsaufträge vereinbart ist, dass mit dem Erreichen von bestimmten Quali­

tätsvorgaben finanzielle Anreize (Boni! Mali) verbunden sind, erhöhen bzw. reduzie­

ren diese die zulässige, angemessene Kapitalverzinsung um den entsprechenden 

Betrag (liff. 8.2.3). 
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10 Umsatzsteuer 

Der Ausgleich (liff. 5) unterliegt nach Auffassung der zuständigen Berörde - wieder 

bisherige Ausgleich nach § 45a PBefG - nicht der Umsatzsteuer, weil er es aus 

strukturpolitischen Gründen den Betreibem ermöglichen soll, einen Ausbildungsver­

kehr zu ermäßigten Preisen anzubieten, und dabei gemäß § 11 a Abs. 2 ÖPNVG 

NRW als Ausgleich zu den nicht gedeckten Kosten der Beförderung Auszubildender 

im allgemeinen öffentlichen Personennahverkehr gewährt wird. Sollte sich entgegen 

dieser Auffassung eine Umsatzsteuerbarkeit ergeben, erhöht sich hierdurch der be­

willigte Betrag nicht. Der Betreiber ist für die ordnungsgemäße steuerliche Behand­

lung des bewilligten Betrags verantwortlich. 

11 Antrags- und Bewilligungsverfahren, Mitwirkungspflichten und Prüfrechte 

11.1 Antrag 

Der Ausgleich (liff. 5) wird nur auf Antrag gewährt. 

11 .1.1 . Antrag - Form 

Der Antrag kann nur schriftlich durch vollständige Ausfüllung des Formblattes in An­
lage j)~ gestellt werden. Ein unvollständiger Antrag wird abgelehnt, wenn der Betrei­
ber nicht binnen einer von der zuständigen Behörde bestimmten Frist von maximal 
vier Wochen ab Eingang einer entsprechenden Aufforderung die von der zuständi­
gen Behörde geforderten Unterlagen nachreicht (Versagung, liff. 11.3.4). 

11.1.2 Antrag - Frist 

Für das Bewilligungsjahr 2011 können die Betreiber ihre Anträge in einer Frist von 
vier Wochen nach Bekanntmachung dieser allgemeinen Vorschrift stellen. Die Anträ­
ge für die Bewilligungsjahre ab 2012 sind bis zum 31.12. des jeweiligen Vorjahres zu 
stellen. 

Wenn ein Betreiber nach Ablauf der vorgenannten Frist erstmals im Laufe des Bewil­
ligungsjahres im Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift tätig wird (d.h. erst­
mals Linienverkehre im Gebiet der zuständigen Behörde aufnimmt), hat er seinen 
Antrag unverzüglich nach Erhalt der diesbezüglichen personenbeförderungsrechtli­
chen Genehmigung bzw. Erlaubnis, spätestens aber am letzten Tag vor der Be­
triebsaufnahme zu stellen. 

Maßgeblich ist der Eingang des Antrags bei der zuständigen Behörde. Verspätet 
eingegangene Anträge werden nicht berücksichtigt (Ausschlussfrist). 
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11.2 Bewilligung - Form 

Die Gewährung bzw. Versagung des Ausgleichs erfolgt durch Verwaltungsakt (Bewil­

ligungs- bzw. Versagungsbescheid). 

11.3 Bewilligungsakt und -verfahren 

11.3.1 Grundsätzliche Inhalte 

Im Bewilligungsakt wird die Höhe des Ausgleichs festgelegt und die Gewährung der 
Ausgleichszahlung geregelt, sofern nicht der Ausgleich versagt wird (liff 11.3.4). 
Hierzu ergeht zunächst ein nur vorläufiger Bewilligungsakt (Ziff. 11.3.2). Die endgülti­
ge Regelung erfolgt durch den endgültigen Bewilligungsakt (Ziff. 11.3.3). 

Die Erfüllung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung gemäß liff. 3 sowie die Ein­
haltung der Voraussetzungen gemäß liff. 4.2 werden im Bewilligungsakt zur Bedin­
gung für den Ausgleich gemacht 

Die Einhaltung der weiteren Anforderungen gemäß liff. 4.3 wird im Bewilligungsakt 
zur Auflage gemacht In dem Bewilligungsakt werden ferner Regelungen, z.B. in 
Form von Auflagen und/oder Widerrufsvorbehalten , zur Durchsetzung der weiteren 
Verpflichtungen der Betreiber nach dieser allgemeinen Vorschrift, insbesondere zur 
Durchsetzung der Nachweis- und Kooperationspflichten nach liff. 11.3 bis 11.6 ge­
troffen. 

Außerdem enthält der Bewilligungsakt Regelungen für den Fall seiner vollständigen 
oder teilweisen Aufhebung (Rücknahme oder Widerruf) sowie - insbesondere im Fall 
der Nichterfüllung von Bedingungen und für den Fall der Überkompensation - für die 
Rückabwicklung des Ausgleichs und von Überzahlungen. 

11.3.2 Vorläufiger Bewilligungsakt 

Auf den Antrag des Betreibers ergeht bis zum 31.03. des Bewilligungsjahres ein vor­
läufiger Bewilligungsakt Für das Bewilligungsjahr 2011 wird der vorläufige Bewilli­
gungsakt abweichend hiervon innerhalb einer Frist von acht Wochen nach Eingang 
aller für den Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift vollständig und fristge­
recht eingereichten Anträge gemäß Ziff. 11.1 erlassen. 

Mit dem vorläufigen Bewilligungsakt wird der voraussichtliche Bewilligungsbetrag als 
Ausgleich (liff. 5) vorläufig festgesetzt und es werden auf dieser Grundlage Teilzah­
lungen/Abschläge gewährt (Ziff 12.1). Der vorläufige Bewilligungsakt steht unter dem 
Vorbehalt der endgültigen Bescheidung (11.3.3). 
Der voraussichtliche Bewilligungsbetrag wird aufgrund einer Prognose bezüglich des 
voraussichtlichen Anteils des jeweiligen Betreibers an den Mitteln nach § 11 a Abs. 2 
ÖPNVG NRW gemäß liff. 6 für das Bewilligungsjahr bestimmt 

a) Voraussichtliche Erträge im Ausbildungsverkehr 

Die voraussichtlichen Erträge des Betreibers im Ausbildungsverkehr (vgl. liff. 6.3 bis 
6.5) sind vom Betreiber vorab zu kalkulieren und mit dem Antrag anhand von Ver-
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gangenheitswerten, soweit vorhanden, plausibel dazulegen. Hierbei sind, soweit vor­
handen, Einnahmenprognosen der jeweiligen Verkehrsverbünde und 
-gemeinschaften zu berücksichtigen und mit AntragsteIlung vorzulegen. 

b) Voraussichtliche Wagenkm 

Die hierfür maßgeblichen, vom jeweiligen Betreiber im Bewilligungsjahr voraussicht­
lich zu erbringenden Wagenkm landesweit in Nordrhein-Westfalen sowie auf die zu­
ständigen Behörden (Aufgabenträger) in Nordrhein-Westfalen verteilt (vgL Ziff. 6.4). 
sind aus den dem Betreiber für das Bewilligungsjahr erteilten personenbeförderungs­
rechtlichen Genehmigungen bzw. Erlaubnissen und geltenden Fahrplänen für die 
Linienverkehre des Betreibers abzuleiten. Maßgeblich sind - vorbehaltlich lit. c) - die 
im Zeitpunkt der Antragsteilung geltenden Genehmigungen bzw. Erlaubnisse und 
Fahrpläne. 

c) Zu berücksichtigende Angebots- und Ertragsänderungen 

Soweit der Betreiber während des Bewilligungsjahres Verkehre aufnehmen, erwei­
tern, reduzieren oder einstellen wird (Angebotsänderungen), ist dies bei der Ermitt­
lung der Wagen km sowie bei der Prognose der Erträge des Betreibers im Ausbil­
dungsverkehr zu berücksichtigen, wenn im Zeitpunkt der AntragsteIlung (Ziff. 11.1) 
die entsprechenden (Änderungs-)Genehmigungen bzw. Fahrplanzuslimmungen be­
standskräftig sind bzw durch Fristablauf enden bzw. (Teil-)Entbindungen bestands­
kräftig vorliegen bzw. einstweilige Erlaubnisse erteilt wurden. Eine Anpassung der 
vorläufigen Bewilligung bei anderen unterjährigen Angebots- bzw. Einnahmenverän­
derungen findet nicht statt. 

d) Voraussichtlicher Anteil an den Mitteln nach § 11 a Abs. 2 ÖPNVG NRW 

Der voraussichtliche Anteil des Betreibers an den Mitteln nach § 11 a Abs. 2 ÖPNVG 
NRW wird auf dieser Grundlage von der zuständigen Behörde nach Ziff. 6.5 ermittelt. 

e) Voraussichtlicher Bewilligungsbetrag und Teilzahlungen/Abschläge 

Aus den vorstehenden Regelungen ergibt sich der voraussichtliche Bewilligungsbe­
trag Auf diesen werden nach Maßgabe des vorläufigen Bewilligungsaktes Teilzah­
lungen in Form von Abschlägen geleistet. Diese sind gemäß Ziff. 12.1 auf einen 
Bruchteil des voraussichtlichen Bewilligungsbetrags begrenzt. 

f) Vorbehalte und nachträgliche abschließende Entscheidung 

Die Festsetzungen und Regelungen des vorläufigen Bewilligungsaktes sind nur vor­
läufig und stehen unter dem Vorbehalt der abschließenden Entscheidung durch den 
endgültigen Bewilligungsakt nach Ziff. 11.3.3. Eine Korrektur (Erhöhung oder Redu­
zierung) des Bewilligungsbetrags durch den endgültigen Bewilligungsakt sowie eine 
Rückabwicklung etwaiger Überzahlungen durch die mit dem endgültigen Bewilli­
gungsakt vorzunehmenden Schlussrechnung bleibt ausdrücklich vorbehalten. Es 
wird darauf hingewiesen, dass sich nicht nur z.B. aus der Einnahmenaufteilung (vgl. 
Ziff. 6.35 und Ziff. 11.3.3), sondern unter anderem auch bei unterjährigen Angebots­
änderungen und z.B. auch durch Hinzukommen oder Ausscheiden von weiteren 
Betreibern während des Bewilligungsjahres Veränderungen ergeben können. 
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11.3.3 Endgültiger Bewilligungsakt / Schlussabrechnung 

Mit dem endgültigen Bewilligungsakt wird die Höhe des Bewilligungsbetrags als Aus­
gleich (Ziff. 5) endgültig festgesetzt. Ferner werden unter Berücksichtigung der Teil­
zahlungen / Abschläge ggf. noch zu leistende Nachzahlung bzw. die Rückabwicklung 
von Überzahlungen geregelt (Schlussabrechnung). 

a) Zeitlicher Ablauf 

Der endgültiger Bewilligungsakt erfolgt, nachdem die erforderlichen Daten 
zur Ermittlung des Anteils an den Mitteln nach § 11 a ÖPNVG NRW (vgl. Ziff. 
6) und 

zur Durchführung der Überkompensationskontrolle nach va (EG) Nr. 
1370/2007 (vgl. Ziff. 8) sowie 

zu den im Rahmen der Überkompensationskontrolle gegebenenfalls zu be­
rücksichtigenden Boni und Mali (vgl. Ziff. 9) 

endgültig vorliegen, spätestens aber zum 15.05. des zweiten dem Bewilligungsjahr 
folgenden Jahres. 

b) VorgehensweiselDatengrundlage 

Die zuständige Behörde ermittelt den endgültigen Anteil des jeweiligen Betreibers an 
den Mitteln nach § 11 a Abs. 2 ÖPNVG NRW nach Maßgabe dieser allgemeinen Vor­
schrift und setzt diesen Betrag als Ausgleich endgültig fest. 

Hierbei legt sie die gemäß lit. c) vom Betreiber zu erbringenden Nachweise bzw. die 
gemäß lit. c) von ihr festgelegten Werte zugrunde. Soweit hiernach keine endgültigen 
Daten vorliegen, wird der endgültige Betrag auf der Basis der vorläufigen Daten er­
mittelt. Soweit keine vorläufigen Daten vorliegen oder diese mit erheblichen Unsi­
cherheiten belastet sind, kann die zuständige Behörde eine eigene Schätzung der 
betreffenden Werte vornehmen und auf dieser Basis den Betrag endgültig festlegen. 
Eine nachträgliche Korrektur dieses Betrags auf der Basis später verfügbarer Daten, 
insbesondere wegen nachträglicher Ergebnisse der Einnahmenaufteilung, findet 
nicht statt. 

Die zuständige Behörde ermittelt den endgültigen Bewilligungsbetrag wie folgt: Zu­
nächst errechnet sie auf Basis der vorgenannten Datengrundlage für alle Betreiber 
den jeweiligen rechnerischen Anteil an den Mitteln nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW 
gemäß Ziff. 6.5. Sodann führt sie für alle Betreiber bzw. Verkehre, für die das nach 
Ziff. 7.2 erforderlich ist, gemäß Ziff. 8 die Überkompensationskontrolle unter Beach­
tung der Parameter nach Ziff. 7 sowie unter Berücksichtigung des Anreizes nach Ziff. 
9 durch. Wenn die Überkompensationskontrolle gemäß Ziff. 7.2 auf der Grundlage 
eines öffentlichen Dienstleistungsauftrags erfolgt, legt die zuständige Behörde das 
Ergebnis dieser Prüfung zugrunde (vgl. lit. cl. Soweit hiernach bei einem Betreiber 
der rechnerische Anteil nach Ziff. 6.5 die Grenze der Überkompensation (Ziff. 8.2) 
überschreitet, wird der Ausgleich für diesen Betreiber auf den der Grenze der Über­
kompensation entsprechenden Betrag festgesetzt (Ziff. 8.3). Die verbleibende Diffe­
renz wird sodann gemäß Ziff. 6.6 auf die übrigen Betreiber - jeweils bis zur Grenze 
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der Überkompensation - verteilt. 

c) Mitwirkungspflicht des Betreibers 

Der endgültige Bewilligungsakt erfordert keine erneute AntragsteIlung seitens des 
Betreibers. 
Der Betreiber hat bis zum 15.03 des zweiten dem Bewilligungsjahr folgenden Jahres 
der zuständigen Behörde die erforderlichen Nachweise für die Ermittlung des Betrags 
nach § 11 a Abs. 2 ÖPNVG NRW gemäß Ziff. 6 und für die Durchführung der Über­
kompensationskontrolle nach Ziffern 8 und 9 zu übergeben; im Fall von Ziff. 7.2 hat 
er das Ergebnis der jährlichen Überkompensationskontrolle aufgrund des öffentlichen 
Dienstleistungsauftrags mitzuteilen. Die erforderlichen Daten sind hierbei mit Stichtag 
zum 01.03 des zweiten dem Bewilligungsjahr folgenden Jahres anzugeben. Hierzu 
hat der Betreiber insbesondere das von der zuständigen Behörde vorgegebene For­
mular (nachweise für die endgültige Bewilligung) vollständig auszufüllen. 
Die zuständige Behörde kann weitere Unterlagen anfordern und die Angaben über­
prüfen. Soweit der Betrelber seinen diesbezüglichen Verpflichtungen nicht nach­
kommt, wird die zuständige Behörde die entsprechenden Daten aufgrund eigener 
Bewertungen festlegen und den Ausgleich auf dieser Grundlage festsetzen. Alterna­
tiv kann die Behörde den Ausgleich ganz oder teilweise versagen (Ziff. 11.34). 

d) Schlussabrechnung 

Ausgehend von dem endgültig festgesetzten Bewilligungsbetrag stellt die zuständige 
Behörde unter Berücksichtigung der dem Betreiber gewährten und zugeflossenen 
Teilzahlungen/Abschläge fest, inwieweit eine Unter- oder Überzahlung erfolgt ist 
(Schlussabrechnung). Im endgültigen Bewilligungsakt wird dementsprechend eine 
ggf. erforderliche Nachzahlung gewährt oder die Rückabwicklung einer ggf erfolgten 
Überzahlung geregelt (vgl. Ziff. 12.2). 

11.34 Versagung des Ausgleichs 

Wenn nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift der beantragte Ausgleich versagt 
wird, etwa im Fall der Verfristung (Ziff. 11.1) oder der Verletzung von Mitwirkungs­
pflichten (z.B. Ziff. 11.33) oder weil die Voraussetzungen für eine Ausgleichsgewäh­
rung nicht vorliegen, ergeht ein Versagungsbescheid .. Soweit bereits 
(Über-)Zahlungen aufgrund eines vorläufigen Bewilligungsaktes erfolgt Sind, werden 
diese rückabgewickelt (vgl. Ziff. 12.2). Dasselbe gilt im Fall der Nichterfüllung von im 
Bewilligungsakt geregelten Bedingungen sowie im Fall der Aufhebung (Rücknahme 
oder Widerruf) des Bewilligungsaktes. 

11.4 Darlegungs- und Nachweispflicht des Betreibers 

Der Betreiber trägt die Darlegungs- und Nachweispflicht für sämtliche in dieser all­

gemeinen Vorschrift geregelten Voraussetzungen und Anforderungen an die Gewäh­

rung des Ausgleichs. Er ist verpflichtet, sämtliche für die Durchführung dieser allge­

meinen Vorschrift erforderlichen Angaben vollständig und wahrheitsgemäß zu ma­

chen. Er erfüllt diese Verpflichtungen insbesondere bei AntragsteIlung (Ziff. 11.1) und 
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durch seine Mitwirkungspflichten gemäß liff. 11.3.3. lit. cl. Weitergehende Nach­

weispflichten können sich aus liff. 11.6 ergeben. 

11.5 Anforderung weiterer Unterlagen und Prüfungsrecht der zuständigen Be­
hörde 

Die zuständige Behörde kann die vom Betreiber nach dieser allgemeinen Vorschrift 

beizubringenden Daten, Nachweise, Kalkulationen, Testate u. Ähnliches selbst oder 

durch einen von ihr bestimmten, zur Verschwiegenheit verpflichteten bzw. zu ver­

pflichtenden Dritten prüfen lassen. Der Betreiber ist verpflichtet, auf Verlangen der 

zuständigen Behörde oder dem von ihr beauftragten Dritten Einblick in die hierfür 

notwendigen Unterlagen zu gewähren. 

Gemäß § 16 Abs. 7 ÖPNVG NRW unterliegt die Verwendung der Mittel nach § 11a 

ÖPNVG NRW durch die zuständigen Behörden der Prüfung durch den Landesrech­

nungshof Der Landesrechnungshof kann die Verwendung der an die Betreiber wei­

tergeleiteten Mittel unmittelbar bei den Betreibern prüfen. Der Betreiber ist verpflich­

tet, diese Prüfung zu unterstützen und dem Landesrechnungshof den hierfür erfor­

derlichen Einblick in die Unterlagen zu gewähren 

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Verpflichtungen des § 16 Abs. 7 ÖPNVG 

NRW auch für die leit nach Erlass des endgültigen Bewilligungsakts und im Fall ei­

nes Außerkrafttretens dieser allgemeinen Vorschrift fortgelten. 

11.6 Veröffentlichung nach Art. 7 Abs. 1 VQ (EG) Nr. 1370/2007 

Es wird darauf hingewiesen, dass die zuständige Behörde über die aufgrund dieser 

allgemeinen Vorschrift bewilligten Ausgleichszahlungen berichtspflichtig nach Art. 7 

Abs. 1 VO (EG) Nr. 1370/2007 ist. Betreiber, denen ein Ausgleich aufgrund dieser 

allgemeinen Vorschrift gewährt wird, können sich insoweit nicht auf eine Vertraulich­

keit bzw. Geheimhaltung der von ihnen gemachten Angaben berufen. Es liegt im Er­

messen der zuständigen Behörde, den Bericht im Rahmen der Vorgaben des Art. 7 

Abs. 1 VO (EG) Nr. 1370/2007 zu gestalten und zu entscheiden, welche Informatio­

nen in welchem Detaillierungsgrad hierzu veröffentlicht werden. Sofern dies für die 

Gewährleistung der Berichtspflicht nach Art. 7 Abs. 1 VO (EG) Nr. 1370/2007 erfor-
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derlich ist, kann die zuständige Behörde Daten, die im Zusammenhang mit dieser 

allgemeinen Vorschrift stehen, auch nachträglich von den Betreibem einfordern. 

12 Abwicklung der Zahlungen 

12.1 Abschläge/Teilzahlungen 

Durch den vorläufigen Bewilligungsakt (Ziff. 11.3.2) werden AbschlägelTeilzahlungen 

wie folgt gewährt und durchgeführt 

Zum 15.05. des Bewilligungsjahres 70 % auf den voraussichtlichen Bewilligungsbe­

trag Die AbschlägelTeilzahlungen im Sinne des vorstehenden Satzes, die sich auf 

das Bewilligungsjahr 2011 beziehen, werden abweichend, soweit der Betreiber einen 

Rechtsmittelverzicht erklärt hat, innerhalb von zwei Wochen nach Rechtsmittelver­

ZIcht gele'lstet; andernfalls erfolgt die Auszahlung nach Bestandskraft des vorläufigen 

Bewilligungsakts. 

Zum 15.10 des Bewilligungsjahres 20 % auf den voraussichtlichen Bewilligungsbe­

trag, sofern der Bewilligungsakt Die AbschlägelTeilzahlungen im Sinne des vorste­

henden Satzes, die sich auf das Bewilligungsjahr 2011 beziehen, werden nicht vor 

dem 15.10.2011 und erst nach Bestandskraft des vorläufigen Bewilligungsaktes (er­

reicht durch Rechtsmittelverzicht oder Fristablauf) geleistet. 

Die Zahlung erfolgt mittels Überweisung auf ein vom Betreiber mit AntragsteIlung 

anzugebendes Konto. 

12.2 Schlusszahlung bzw. Rückabwicklung 

Binnen zwei Wochen nach Bestandskraft des endgültigen Bewilligungsaktes (Ziff 

113.3) erfolgt die Schlusszahlung, soweit dem Betreiber nach der Schlussabrech­

nung noch Mittel zustehen. 

Soweit der Betreiber nach der Schlussabrechnung eine Überzahlung erhalten hat, 

kann diese mit (Abschlags-)Zahlungen aufgrund einer etwaigen weiteren (vorläufi­

gen) Bewilligung von Mitteln verrechnet werden. Andernfalls hat der Betreiber die 
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Mittel binnen einer im endgültigen Bewilligungsakt zu bestimmenden Frist an die zu­

ständige Behörde mittels Überweisung auf das von der Behörde anzugebende Bank­

konto zurückzuzahlen; Überzahlungen sind ab Ablauf dieser Frist bis zur Rückerstat­

tung der Überzahlung mit einem Zinssatz von 5 Prozentpunkten über dem Basiszins­

satz jährlich zu verzinsen. 

Eine Verzinsung im Fall der Unterzahlung findet nicht statt. 

13 Inkrafttreten 

13.1 Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt gemäß § 7 Abs. 4 Satz 2 GO NRW mit dem Tage ihrer Bekannt­

machung in Kraft. 

13.2 Anwendung der Ausgleichsregelungen f. das gesamte Kalenderjahr 2011 

Die Weiterleitung der Ausbildungsverkehr-Pauschale nach Maßgabe dieser Satzung 

erfolgt ungeachtet des Zeitpunkts des Inkrafttretens (Ziff. 13.1) gemäß § 11 a Abs. 2 

ÖPNVG NRW bezogen auf das gesamte Kalenderjahr 2011. 
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Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende 

Satzung der Stadt Brühl als· allgemeine Vorschrift zur Weiterleitung der Aus­

bildungsverkehrspauschale gemäß § 11 a Abs. 2 ÖPNVG NRW 

vom 17.10.2011 

wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Es wird darauf h·lngewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Form­
vorsChriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
beim Zustandekommen der aufgeführten Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die­
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 

c) der Satzungsbeschluss ist vorher beanstandet worden oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

Brühl, den 17.10.2011 

DER BÜRGERMEISTER 
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Öffentliche Bekanntmachung 

der Stadt Brühl apo,?' 
~~/;> •.. ~ 

~'a:'~ _______________________________ (,,'1),)1 

11. Änderungssatzung zur Satzung über die Straßenreinigung und die 

Erhebung von Straßenreinigungsgebühren in der Stadt Brühl 

- Straßenreinigungssatzung -

vom 17.10.2011 

Aufgrund der §§ 7, 41 Abs. 1 Satz 1 Buchst f der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 

(GV.NRW S. 666/SGVNRW 2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24.05.2011 

(GV NRW S 271), der §§ 3 bis 5 des Gesetzes über die Reinigung öffentlicher Stra­

ßen (StrReinG NRW) vom 18. Dezember 1975 (GV. NRW S.706 / SGV NRW 2061), 

zuletzt geändert durch Gesetz vom 30062009 (GV. NRW S 390) und der §§ 4 und 

6 Abs. 1 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21. 

Oktober 1969 (GVNRW S 712/SGV. NRW 610), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

30.06.2009 (GV. NRW 2008 S 8), hat der Rat der Stadt Brühl in seiner Sitzung am 

.. .folgende Satzung beschlossen: 

Artikel I 

Die §§ 1 bis 3 werden wie folgt neu gefasst 

§ 1 

Inhalt der Reinigungspflicht 

(1) Die Stadt Brühl betreibt die Reinigung der dem öffentlichen Verkehr gewidmeten 

Straßen, Wege und Plätze (öffentliche Straßen) Innerhalb der geschlossenen Ortsla­

gen, bei Bundesstraßen, Landesstraßen und Kreisstraßen jedoch nur der Ortsdurch­

fahrten, als öffentliche Einrichtung, soweit die Reinigung nicht nach §§ 2 ff. dieser 

Satzung den Grundstückseigentümern übertragen wird. Ist das Grundstück mit einem 

Erbbaurecht belastet, so tritt an die Stelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte. 

(2) Die Reinigung umfasst die Straßenreinigung sowie die Winterwartung der Geh-
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wege und der Fahrbahnen. Die Straßenreinigung beinhaltet die Entfernung aller Ver­

unreinigungen von der Straße, die die Hygiene oder das Stadtbild nicht unerheblich 

beeinträchtigen oder eine Gefährdung des Verkehrs darstellen können. Die Reini­

gungspflicht der Gemeinde beinhaltet als Winterwartung insbesondere das Schnee­

räumen sowie das Bestreuen an den gefährlichen Stellen der verkehrswichtigen 

Straßen bei Schnee- und Eisglätte. Art und Umfang der Reinigungspflichten der An­

lieger ergeben sich aus den §§ 2 - 3b dieser Satzung. 

(3) Als Gehwege im Sinne dieser Satzung gelten 

- alle selbstständigen Gehwege 

- die gemeinsamen Fuß- und Radwege (Zeichen 240 StVO) 

- alle erkennbar abgesetzt für die Benutzung durch Fußgänger vorgesehenen 

Straßenteile sowie 

- Gehbahnen in 1,50 m Breite ab begehbarem Straßenrand bei allen Straßen und 

Straßenteilen, deren Benutzung durch Fußgänger vorgesehen oder geboten ist, 

insbesondere in verkehrsberuhigten Bereichen (Zeichen 325/326 StVO) und 

Fußgängerbereichen (Zeichen 242/243 StVO). 

(4) Als Fahrbahn im Sinne dieser Satzung gilt die gesamte übrige Straßenoberfläche, 

also neben den dem Fahrverkehr dienenden Teilen der Straße insbesondere auch 

die Trennstreifen, befestigten Seitenstreifen, die Bankette, die Bushaltestellenbuch­

ten sowie die Radwege. 

§2 

Übertragung der Reinigungspflicht auf die Grundstückseigentümer 

(1) Die Reinigung der in den Anlagen 1 und 2 besonders kenntlich gemachten Fahr­

bahnen und Gehwege wird in dem darin festgelegten Umfang den Eigentümern der 

an sie angrenzenden und durch sie erschlossenen Grundstücke auferlegt. Die Anla­

ge 1 (Straßenverzeichnis) und Anlage 2 (Aufstellung über die Reinigungs- Winterwar­

tungs- und Gebührenpflicht) sind Bestandteil dieser Satzung. 

(2) Auf Antrag des Reinigungspflichtigen kann ein Dritter durch schriftliche Erklärung 

gegenüber der Gemeinde mit deren Zustimmung die Reinigungspflicht übernehmen, 
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wenn eine ausreichende Haftpflichtversicherung nachgewiesen wird; die Zustimmung 

ist jederzeit widerruflich und nur solange wirksam, wie die Haftpflichtversicherung 

besteht. 

(3) Die nach anderen Rechtsvorschriften bestehende Verpflichtung des Verursa­

chers, außergewöhnliche Verunreinigungen oder Abfall unverzüglich zu beseitigen, 

befreit den Reinigungspflichtigen nicht von seiner Reinigungspflicht 

§3a 

Umfang der übertragenen Straßenreinigungspflicht 

(1) Die Fahrbahnreinigungspflicht erstreckt sich jeweils bis zur Straßenmitte Ist nur 

auf einer Straßenseite ein reinigungspflichtiger Anlieger vorhanden, erstreckt sich die 

Reinigungspflicht auf die gesamte Straßenfläche. 

(2) Selbständige Gehwege sind entsprechend Abs. 1, die übrigen Gehwege in ihrer 

gesamten Breite zu reinigen. Die Gehwegreinigung umfasst unabhängig vom Verur­

sacher auch die Beseitigung von Unkraut und sonstigen Verunreinigungen. 

(3) Die von den Reinigungspflichtigen im Sinne des § 2 zu reinigenden Fahrbahnen 

und Gehwege sind bis Einbruch der Dunkelheit, d.h. 

in der Zeit vom 14. bis 30.9. bis spätestens 21.00 Uhr und 

in der Zeit vom 11 0 bis 31.3. bis spätestens 20.00 Uhr 

zu säubern. Die Reinigung hat wöchentlich an den Freitagen oder Samstagen zu er­

folgen. Außergewöhnliche Verunreinigungen sind unverzüglich zu beseitigen, 

Belästigende Staubentwicklung ist zu vermeiden. Verunreinigungen sind nach Been­

digung der Säuberung unverzüglich unter Berücksichtigung der Abfallbeseitigungs­

bestimmungen zu entsorgen. Laub ist unverzüglich zu beseitigen, wenn es eine Ge­

fährdung des Verkehrs darstellt Auf öffentlichen Gehwegen und auf Parkflächen dür-

fen keine Pflanzenschutzmittel oder ähnliches eingesetzt werden. 
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§3b 

Umfang der übertragenen Winterwartungspflicht 

(1) Die Gehwege sind in einer Breite von 1,50 m von Schnee freizuhalten Auf Geh­

wegen ist bei Eis- und Schneeglätte zu streuen, wobei die Verwendung von Salz 

oder sonstigen auftauenden Stoffen grundsätzlich verboten ist; ihre Verwendung ist 

nur erlaubt 

a) in besonderen klimatischen Ausnahmefällen (zB Eisregen), in denen durch Ein­

satz von abstumpfenden Mitteln keine hinreichende Streuwirkung zu erzielen ist, 

b) an gefährlichen Stellen an Gehwegen, wie z.B. Treppen, Rampen, Brückenauf­

oder -abgängen, starken Gefälle- bzw. Steigungsstrecken oder ähnlichen Gehweg­

abschnitten. 

(2) An Haltestellen für öffentliche Verkehrsmittel oder für Schulbusse müssen die 

Gehwege so von Schnee freigehalten und bei Glätte bestreut werden, dass ein 

gefahrloses Ein- und Aussteigen sowie ein gefahrloser Zu- und Abgang zu den Hal­

testelieneinrichtungen gewährleistet ist. 

(3) Ist die Winterwartung der Fahrbahn übertragen, so sind bei Eis- und Schneeglätte 

- gekennzeichnete Fußgängerüberwege 

- Querungshilfen über die Fahrbahn und 

- Übergänge für Fußgänger in Fortsetzung der Gehwege an Straßenkreuzungen 

oder -einmündungen 

jeweils bis zur Mitte der Fahrbahn zu bestreuen, wobei abstumpfende Mittel vorran­

gig vor auftauenden Mitteln einzusetzen sind. § 3 a Abs. 1 Satz 2 der Satzung gilt 

entsprechend. 

(4) In der Zeit von 7.00 bis 20.00 Uhr (sonn- und feiertags von 9.00 bis 20.00 Uhr) 

gefallener Schnee und entstandene Glätte sind unverzüglich nach Beendigung des 

Schneefalls bzw. nach dem Entstehen der Glätte zu beseitigen. Nach 20.00 Uhr ge­

fallener Schnee und entstandene Glätte sind am Folgetag (werktags bis 7.00 Uhr, 

sonn- und feiertags bis 9.00 Uhr) zu beseitigen. Der Schnee ist auf dem an die Fahr­

bahn grenzenden Teil des Gehweges oder notfalls auf dem Fahrbahnrand so zu la­

gern, dass der Fußgänger- und Fahrverkehr hierdurch nicht mehr als unvermeidbar 

Stadt Brühl - Der Bürgermeister 



- 149 -

5 

gefährdet oder behindert wird. Baumscheiben und begrünte Flächen dürfen nicht mit 

Salz oder sonstigen auftauenden Materialien bestreut, salzhaitiger oder sonstige auf­

tauende Mittel enthaltender Schnee darf auf ihnen nicht gelagert werden. Die Einläu­

fe in Entwässerungsanlagen und die Hydranten sind von Eis und Schnee freizuhal­

ten. Schnee und Eis von Grundstücken dürfen nicht auf die Straße geschafft werden. 

In der Anlage 1 wird gestrichen 

Bergerstraße sog Margaretenhof 

Der Eintrag 

Artikel" 

Bergerstraße außer sog.Margaretenhof 

wird ersetzt durch: 

Bergerstraße 

neu eingefügt werden 

Bleibtreuseeweg 

Höhenweg 

Otto-Paes-Straße 

Von-Wied-Straße Stichweg zur Tumhalle 

Zum Schützenplatz 

Xavier-Kürten-Weg 
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Artikel 111 

Anlage 2 wird wie folgt neu gefasst: 

Anlage 2 zur Straßenreinigungssatzung der Stadt Brühl 

Aufstellung über die Reinigungs-, Winterwartungs- und Gebührenpflicht: 

Straßen- Reinigungs- Reinigungs- und Winterwar- Verpflichteter Ge-
art häufigkeit I tungsverpflichtung A = Anlieger bühr 

Woche St = Stadt 

1 1 
Fahrbahn und Gehweg nebst 

I A -
Parkstreifen 

2 1 
Fahrbahn und Gehweg nebst 

I A -
Parkstreifen 

1 Fahrbahn St X 
3 

1 Gehweg nebst Parkstreifen A -

1 Fahrbahn I St X 
4 

1 Gehweg nebst Parkstreifen A -

L-

5 1 Geh- und Radweg insgesamt A -

6 I 1 Fußgängerstraße insgesamt A -

Fußgängergeschäftsstraße / ver-
7 6 kehrsberuhigte Geschäftsstraße St X 

insgesamt 

nach 
Reinigung sonstiger Wege / Stra-

8+9 
Bedarf 

ßen und Wirtschaftswege insge- St -

samt 
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Von der obigen Tabelle abweichende Regelungen 

Stra- Straße Reini- Reinigungs- und Win- Verpflichte- Ge-
ßen-art gungs- terwartungs- ter bühr 

häufigkeit I verpflichtung A = Anlie-
Woche ger 

St = Stadt 

Burgstraße 3 Fahrbahn St I X 
I Schlossstraße 

Gehweg nebst Park-

I I 
Janshof 1 A -streifen 

. 

Carl-Schurz- 6 Fahrbahn St X 

Straße 
1 I Gehweg nebst Park-

A streifen 
-

Mühlenstraße 
6 Fahrbahn St X 

zwischen An der 

3 Bleiche und 
1 

Gehweg nebst Park-
A Steinweg streifen 

-

1 I Fahrbahn St X 

Thüringer Platz 2 Gehweg (Ostseite) St -

1 
Gehweg 

A -

(Westseite ) 
Franzstraße 
Hermannstraße 

1 
Fahrbahn und Gehweg 

A 
Jordanstraße nebst Parkstreifen 

-

Kempishofstraße 

7 
Franziskanerhof 

3 
F u ßgängergeschäfts-

St X 
Klrchstraße straße insgesamt 
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Weitere abweichende Regelungen 

Straßen, Straße Reini- Reinigungs- Verpflichte- Ge-
art gungs- und Winter- ter bühr 

häufigkeit I wartungsver- A = Anlieger 
Woche pflichtung St = Stadt 

5 Geh- und Radwege 1 Reinigung St -

Nord-Süd, Geh- und 
West- Ost, Radwege 
Grünzug Kaiserstraße 
bis von-Halte-Straße 
Treppen 1 Reinigung St -

Kaiserpark, Treppen 
Edelgasse, 
Adolf-Damaschke-Straße, 
Gertrudenstraße (zur 
Kölnstraße), 
Am Volkspark, 
Paul-Dahm-Straße (zur 
Hauptstraße), 
Richard-Bertram-Straße, 
Burgpfad, 
An der Brücke, Schul-
straße, Grünebergstraße 
bis An Haus Vendel, 
Zum Sommersberg zur 
Hauptstraße 

Artikel IV 

Diese Satzung tritt am Tag nach der Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Brühl 

in Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende 

11. Änderungssatzung zur Satzung über die Straßenreinigung und die Erhe­
bung von Straßenreinigungsgebühren in der Stadt Brühl 

- Straßenreinigungssatzung -

wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Form­
vorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
beim Zustandekommen der aufgeführten Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die­
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 

c) der Satzungsbeschluss ist vorher beanstandet worden oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

Brühl, den 17.10.2011 

DER BÜRGERMEISTER 

--I 

lL~~·~ 
Michael Kreuzberg 
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Öffentliche Bekanntmachung 

der Stadt Brühl 

Satzung 

über die Erhebung von Elternbeiträgen für die Teilnahme von Kindern an 

der Offenen Ganztagsschule an Grundschulen der Stadt Brühl 

vom 17.10.2011 

Aufgrund der §§ 7 Abs. 1 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f der Gemeindeordnung 

für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRIJIJ) in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 14. Juli.1994 (GV NRW S. 666/SGV NRW 2023), zuletzt geändert durch Gesetz 

vom 24.05.2011 (GV NRW 2011 S. 271), § 6 des Kommunalabgabengesetzes für 

das Land Nordrhein-Westfalen vom 21.10.1969 GV NRW S 712/SGV NRW 610), 

zuletzt geändert durch Gesetz vom 30.06.2009 (GV NRW S.394), § 5 des Gesetzes 

zur frühen Bildung und Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz - KiBiz) vom 

30.10.2007 (GV NRW S. 462 SGV NRW 216), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

25.07.2011 (GV NRW 2011 S. 385) sowie des Runderlasses des Ministeriums für 

Schule und Weiterbildung des Landes Nordrhein-Westfalen vom 23.12.2010 (AbI. 

NRW 1/11 S. 38) "Gebundene und offene Ganztagsschulen sowie außerunterricht­

liche Ganztags- und Betreuungsangebote in Primarbereich und Sekundarstufe I", hat 

der Rat der Stadt Brühl in seiner Sitzung am 17.10.2011 folgende Satzung beschlos­

sen: 

§ 1 

Offene Ganztagsschulen 

(1) Die Stadt Brühl betreibt an den städtischen Grundschulen KGS SI. Franziskus, 

KGS Brühl-Vochem, GGS Astrid-Lindgren, GGS Martin-Luther, GGS Brühl-Badorf, 

GGS Melanchthon sowie an der Förderschule Pestalozzi "Offene Ganztagsschulen" 

nach dem Runderlass des Ministeriums für Schule und Weiterbildung des Landes 

Nordrhein-Westfalen vom 23.12.2010 "Gebundene und offene Ganztagsschulen so­

wie außerunterrichtliche Ganztags- und Betreuungsangebote in Primarbereich und 

Sekundarstufe I" (Abi. NRW 1/11 S 38). 
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(2) Es besteht kein Rechtsanspruch auf den Besuch einer "Offenen Ganztagsschu-

(3) Art und Umfang der Inanspruchnahme der "Offenen Ganztagsschule" werden 

durch den Schulleiter/die Schulieiterin irn Einvernehmen ll1it dem Schuiträger bzw. 

mit dem eingesetzten Träger festgelegt. 

§2 

Anmeldung zur Offenen Ganztagsschule und Abmeldung 

(1) Die Anmeldung zur "Offenen Ganztagsschule" hat von den Erziehungsberechtig­

ten schriftlich beim jeweils eingesetzten Träger der Offenen Ganztagsschule zu er­

folgen. Die Anmeldung ist grundsätzlich für ein Schuljahr bindend. 

Abmeldungen während des laufenden Schuljahres sind nur in besonders begründe­

ten Einzelfällen und nur auf Antrag beim Träger möglich. Die Gründe, die für eine 

unterjährige Abmeldung in Frage kommen, sind im zu Grunde liegenden Runderlass 

rechtsverbindlich geregelt und Bestandteil des mit dem Träger zu schließenden 

Betreuungsvertrages. 

(2) Mit der Anmeldung erkennen die Teilnehmer diese Satzung und die hierin festge­

legten Elternbeiträge und das Essensgeld sowie die Bestimmungen des Runderlas­

ses des Ministeriums für Schule und Weiterbildung des Landes Nordrhein-Westfalen 

vom 23.12.2010 "Gebundene und offene Ganztagsschulen sowie außerunterrichtli­

che Ganztags- und Betreuungsangebote in Primarbereich und Sekundarstufe I" (AbI. 

NRW 1/11 S. 38) einschließlich des Ganztagsschulkonzeptes des Schulträgers und 

der Schulen der Stadt Brühl an. 

§3 

Elternbeiträge und Essensgeld 

(1) Für die Inanspruchnahme einer "Offenen Ganztagsschule" an den städtischen 

Grundschulen erhebt die Stadt Brühl Elternbeiträge und ein zusätzliches Essensgeld. 

Für den Besuch der Offenen Ganztagsschule an der Förderschule Pestalozzi wird 

kein Elternbeitrag erhoben, jedoch ist dort ein Essensgeld zu zahlen. 
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(2) Die Verpflichtung zur Zahlung der Elternbeiträge entsteht mit der Annahme des 

Kindes zur Teilnahme an der "Offenen Ganztagsschule". Die Elternbeiträge werden 

von der Stadt Brühl nach einer Einkommensprüfung festgesetzt und eingezogen. 

Das Essensgeld erheben die an den "Offenen Ganztagsschulen" eingesetzten Trä­

ger, die für die gesamte Abwicklung der Essensversorgung und Essensgeldzahlung 

zuständig sind. 

(3) Die Höhe des Elternbeitrages im Rahmen der Regelbetreuungszeit und ohne 

Entgelte für das Mittagessen darf nach der zugrunde liegenden Erlasslage 150,00 € 

pro Monat und Kind nicht übersteigen. 

(4) Im Elternbeitrag ist eine dreiwöchige Sommerferienbetreuung enthalten. Eine wei­

tere jeweils einwöchige Ferienbetreuung in den Herbst- bzw. Osterferien kann bei 

ausreichendem Bedarf gegen eine zusätzliche Teilnehmergebühr angeboten werden. 

Ein Anspruch hierauf besteht nicht. 

§4 

Elternbeitragspflicht 

(1) Die Eltern von Kindern, die eine "Offene Ganztagsschule" an einer Grundschule 

besuchen, haben entsprechend ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit monatlich 

öffentlich-rechtliche Beiträge zu entrichten. Lebt das Kind nur mit einem Elternteil 

zusammen, so tritt dieser an die Stelle der Eltern. Wird bei Vollzeitpflege nach § 33 

SGB VIII den Pflegeeltern ein Kinderfreibetrag nach § 32 Einkommenssteuergesetz 

gewährt oder Kindergeld gezahlt, treten die Personen, die diese Leistung erhalten an 

die Stelle der Eltern. 

(2) Beitragszeitraum ist das Schuljahr (1.8 bis 31.7. des Folgejahres). Die Beitrags­

pflicht wird durch Schließungszeiten der Einrichtung nicht berührt. 
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§5 

Beitragsermäßigung und Beitragsfreiheit 

(1) Besuchen mehr als ein Kind einer Familie oder von Personen, die nach § 4 Ab­

satz 1 an die Stelle der Eltern treten, gleichzeitig eine Kindertageseinrichtung oder 

eine Kindertagespflegestelle und eine "Offene Ganztagsschule", so entfallen die Bei­

träge für das zweite und jedes weitere Kind. Das Gleiche gilt, wenn mehr als ein Kind 

einer Familie gleichzeitig eine "Offene Ganztagsschule" besuchen. 

Ergeben sich ohne die Beitragsbefreiung nach Satz 1 unterschiedliche hohe Beiträ­

ge, so .ist der höchste Beitrag zu zahlen. 

Die Regelung des Satzes 1 gilt jedoch nicht für den Fall, dass sich ein Kind von meh­

reren Kindern einer Familie im letzten Kindergartenjahr vor der Einschulung befindet; 

in diesem Fall entfällt eine Beitragspflicht für alle diese Kinder. 

Die Beitragsfreiheit gilt auch für die von der Einschulung zurückgestellten Kinder, die 

das letzte Kindergartenjahr vor der Einschulung wiederholen sowie für deren Ge­

schwisterkinder unter den Voraussetzungen des Satzes 1. 

(2) Eine Beitragsermäßigung oder Beitragsfreiheit wird nur beim gleichzeitigen Be­

such der in Absatz 1 genannten Betreuungseinrichtungen im Stadtgebiet Brühl ge­

währt. 

§6 

Höhe der Beiträge 

(1) Die Höhe der Elternbeiträge ergibt sich aus der Anlage zu dieser Satzung. 

(2) Im Fall des § 4 Abs. 1 Satz 3 ist ein Elternbeitrag zu zahlen, der sich nach der 

Elternbeitragsstaffel für die zweite Einkommensgruppe ergibt, es sei denn, nach Ab­

satz 1 ergibt sich ein niedrigerer Beitrag. Bei der Aufnahme und danach auf Verlan­

gen haben die Eltern der Stadt die nach § 7 erforderlichen Einkommensnachweise 

vorzulegen und nachzuweisen, welche Einkommensgruppe gemäß der Anlage nach 

Abs. 1 ihren Elternbeiträgen zugrunde zu legen ist. Ohne Angaben zur Einkommens­

höhe oder ohne den geforderten Nachweis ist der Beitrag nach der höchsten Ein­

kommensgruppe zu leisten. 
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(3) Auf Antrag sollen die Elternbeiträge ganz oder teilweise erlassen werden, wenn 

die Belastung den Eltern und dem Kind nicht zuzumuten ist (§ 90 Abs. 3 SGB VIII 

iVm. §§ 82 bis 85, 87, 88 SGB XII) 

§7 

Berechnungsweise 

(1) Einkommen im Sinne dieser Vorschrift ist die Summe der positiven Einkünfte der 

Eltern im Sinne des § 2 Abs. 1 und 2 des Einkommenssteuergesetzes. Ein Ausgleich 

mit Verlusten aus anderen Einkunftsarten und mit Verlusten des zusammen veran­

lagten Ehegatten ist nicht zulässig. Dem Einkommen im Sinne des Satzes 1 sind 

steuerfreie Einkünfte, Unterhaltsleistungen sowie die zur Deckung des Lebensunter­

haltes bestimmten öffentlichen Leistungen für die Eltern und das Kind, für das der 

Elternbeitrag gezahlt wird, hinzuzurechnen. 

Das Elterngeld nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz ist hinzuzurech­

nen, soweit es den Betrag von 300 € übersteigt. Das Kindergeld nach dem Bundes­

kindergeldgesetz und entsprechenden Vorschriften ist nicht hinzuzurechnen. 

Bezieht ein Elternteil Einkünfte aus einem Beschäftigungsverhältnis oder aufgrund 

der Ausübung eines Mandates und steht ihm aufgrund dessen für den Fall des Aus­

scheidens eine lebenslängliche Versorgung oder an deren Stelle eine Abfindung zu 

oder ist er in der gesetzlichen Rentenversicherung nachzuversichern, dann ist dem 

nach diesem Absatz ermittelten Einkommen ein Betrag von 10 v. H. der Einkünfte 

aus diesem Beschäftigungsverhältnis oder aufgrund der Ausübung des Mandates 

hinzuzurechnen. Für das dritte und jedes weitere Kind sind die nach § 32 Abs. 6 Ein­

kommenssteuergesetz zu gewährenden Freibeträge von dem nach diesem Absatz 

ermittelten Einkommen abzuziehen. 

(2) Maßgeblich ist das Einkommen in dem der Angabe vorangegangenen Kalender­

jahr. Abweichend von Satz 1 ist das Zwölffache des Einkommens des letzten Monats 

zugrunde zu legen, wenn es voraussichtlich auf Dauer höher oder niedriger ist als 

das Einkommen des vorangegangenen Kalenderjahres. 

In diesen Fällen wechselt die Bemessungsgrundlage für den zu leistenden EIternbei­

trag vom Kalendervorjahreseinkommen auf einen zu prognostizierenden Ersatzwert 
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für das Jahreseinkommen im laufenden Jahr. Zu erwartende Sonder- oder Einmal­

zahlungen sind in die Einkommensermittlung einzubeziehen. Der Elternbeitrag ist ab 

dem Kalendermonat nach Eintritt der Änderung neu festzusetzen. 

§8 

Mitteilungspflichten 

(1) Der bzw. die Beitragspflichtigen sind während des gesamten Betreuungszeit­

raums verpflichtet, Veränderungen in den wirtschaftlichen oder persönlichen Verhält­

nissen, die für die Bemessung des Elternbeitrags maßgeblich sind, unverzüglich mit­

zuteilen. 

(2) Die Stadt Brühl ist unabhängig von der in Absatz 1 genannten Regelung berech­

tigt, die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse der bzw. des Beitragspflichti­

gen nach Aufforderung zu überprüfen. 

§9 

Beitragspflichtige 

Beitragspflichtig sind jeweils die in § 4 Abs. 1 aufgeführten Personen. Die Sorgebe­

rechtigten haften dabei gesamtschuldnerisch. 

§ 10 

Entstehung, Änderung und Fälligkeit 

(1) Die Beitragspflicht entsteht grundsätzlich mit dem gesetzlichen Beginn des Schul­

jahres (0108), ansonsten mit Beginn des Monats, ab dem das Kind in die "Offene 

Ganztagsschule" aufgenommen wird. Die Beitragspflicht endet mit dem Ende des 

Schuljahres (31.07), ansonsten mit der Abmeldung in einem besonders begründeten 

Einzelfall (siehe § 2 Abs. 1 Sätze 2 und 3). 

Die Beiträge werden schriftlich gegenüber den gemäß § 4 Absatz 1 dieser Satzung 

beitragspflichtigen Erziehungsberechtigten angefordert. 
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(2) Die Beiträge sind jeweils zum Ersten eines Monats zu zahlen, soweit nichts ande­

res im Beitragsbescheid bestimmt ist. 

(3) Ändern sich die Grundlagen für die Berechnung des Beitrages, so mindert oder 

erhöht sich der Elternbeitrag vom ersten Tag des auf diese Änderung folgenden Ka­

lendermonats. 

§ 11 

Stundung, Niederschlagung und Erlass 

Für die Stundung, Niederschlagung und den Erlass von Beiträgen gilt die Satzung 

der Stadt Brühl über die Stundung, Niederschlagung und den Erlass von Geldan­

sprüchen in der jeweils gültigen Fassung. 

§ 12 

Beitreibung 

Rückständige Elternbeiträge unterliegen der Beitreibung im Verwaltungszwangsver­

fahren gemäß den Vorschriften des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes in seiner 

jeweils gültigen Fassung. 

§ 13 

Verfahren Verwaltungsstreitigkeiten 

Das Verfahren bei Verwaltungsstreitigkeiten richtet sich nach den Vorschriften der 

Verwaltungsgerichtsordnung in ihrer jeweils gültigen Fassung. 

§ 14 

Bußgeldvorschrift 

Ordnungswidrig i.S.d. § 20 Abs. 2 b Kommunalabgabengesetz NRW (KAG NRW) 

handelt, wer die in § 8 dieser Satzung bezeichneten Angaben unrichtig oder unvoll­

ständig macht. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 1.000 EURO 

geahndet werden. 
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§ 15 

Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01.08.2011 rückwirkend in Kraft, gleichzeitig tritt die Satzung 

über die Erhebung von Elternbeiträgen für die Teilnahme von Kindern an der Offenen 

Ganztagsschule an Grundschulen der Stadt Brühl vom 10.06.2010 außer Kraft. 

Anlage zu § 6 Absatz 1 

Tabelle der Elternbeiträge 
für Offene Ganztagsschulen an Grundschulen in Brühl 

Einkommensgrenzen Elternbeitrag ab 01.08.2010 

bis 12.500 € O€ 

bis 25.000 € 25 € 

bis 37.500 € 43 € 

bis 50.000 € 70 € 

bis 62.500 € 110 € 

bis.75.000 € 130 € 

über 75.000 € 150 € 
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Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende 

Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für die Teilnahme von Kindern 
an der Offenen Ganztagsschule an Grundschulen der Stadt Brühl 

wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Form­
vorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
beim Zustandekommen der aufgeführten Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die­
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 

c) der Satzungsbeschluss ist vorher beanstandet worden oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

Brühl, den 17,10.2011 

DER BÜRGERMEISTER 

( J~~ 
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Öffentliche Bekanntmachung 

der Stadt Brühl 

Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen in Kindertageseinrichtungen in 

der Stadt Brühl 

- Beitragssatzung Kindertageseinrichtungen -

vom 17.10.2011 

Aufgrund der §§ 7 Abs. 1 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f der Gemeindeordnung 

für das Land Nordrhein-Westfalen vom 14. 07. 1994 (GV NRW S. 666/SGV NRW 

2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24.05.2011 (GV NRW S 271), in Verbin­

dung mit dem Gesetz zur frühen Bildung und Förderung von Kindern (Kinderbil­

dungsgesetz - KiBiz) vom 30.10.2007 (GV NRW S 462/SGV NRW 216) zuletzt 

geändert durch Gesetz vom 25.7.2011 (GV NRW S.385) sowie in Verbindung mit 

den §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein­

Westfalen vom 21.10 1969 (GV NRW S. 712/SGV NRW 610), zuletzt geändert durch 

Gesetz vom 30.6.2009 (GV NRW S. 394), hat der Rat der Stadt Brühl in seiner Sit­

zung am 17.10.2011 folgende Beitragssatzung beschlossen 

§ 1 

Allgemeines 

Durch die Ermächtigungsregelung in § 23 KiBiz werden die örtlichen Träger der öf­

fentlichen Jugendhilfe ermächtigt, eigenständig Elternbeiträge für die Inanspruch­

nahme von Kindertageseinrichtungen zu erheben. 

§2 

Für die Inanspruchnahme einer Kindertageseinrichtung erhebt die Stadt Brühl 

Elternbeiträge unter Berücksichtigung der gesetzlichen Vorgaben. 

Stadt Brühl - Der Bürgermeister 



- 164 -

2 

§3 

Elternbeitragspfl icht 

(1) Die Eltern von Kindern, die eine Kindertageseinrichtung besuchen, haben ent­

sprechend ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit monatlich öffentlich-rechtliche 

Beiträge zu den Jahresbetriebskosten zu entrichten. Lebt das Kind nur mit einem 

Elternteil zusammen, so tritt dieser an die Stelle der Eltern. Wird bei Vollzeitpflege 

nach § 33 SGB VIII den Pflegeeltern ein Kinderfreibetrag nach § 32 Einkommens­

steuergesetz gewährt oder Kindergeld gezahlt, treten die Personen, die diese Leis­

tung erhalten an die Stelle der Eltern. 

(2) Beitragszeitraum ist das Kindergartenjahr; dieses entspricht dem Schuljahr(18. 

bis 31.7. des Folgejahres). Die Beitragspflicht wird durch Schließungszeiten der Ein­

richtung sowie durch die tatsächlichen An- und Abwesenheitszeiten des Kindes nicht 

berührt, 

(3) Wird Kindertagespflege ergänzend zu einem Angebot nach dem Gesetz zur frü­

hen Bildung und Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz-KiBiz) in Anspruch 

genommen, wird zu dem Elternbeitrag für die Kindertageseinrichtung zusätzlich ein 

Beitrag für die Kindertagespflege in gleicher Höhe wie bei alleiniger Nutzung der Ta­

gespflegestelle erhobene 

§4 

Beitragsermäßigung und Beitragsfreiheit 

(1) Besuchen mehr als ein Kind einer Familie oder von Personen, die nach § 3 Ab­

satz 1 an die Stelle der Eltern treten, gleichzeitig eine Kindertageseinrichtung oder 

eine Kindertagespflegestelle oder eine "Offene Ganztagsschule", so entfallen die Bei­

träge für das zweite und jedes weitere Kind. Ergeben sich ohne die Beitragsbefreiung 

nach Satz 1 unterschiedliche hohe Beiträge, so ist der höchste Beitrag zu zahlen. 

Bei gleichzeitiger Nutzung eines Angebotes in Kindertageseinrichtungen und der 

Kindertagesspflege für ein Kind, ist für die Ermittlung des jeweils höchsten Beitrages 

in diesem Falle die Summe der Beiträge für die Einrichtung und für die Kindertages­

betreuung als ein Beitrag für dieses Kind zu berücksichtigen. 
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Die Regelung des Satzes 1 gilt jedoch nicht für den Fall, dass sich ein Kind von meh­

reren Kindern einer Familie im letzten Kindergartenjahr vor der Einschulung befindet; 

in diesem Falle entfällt eine Beitragspflicht für alle diese Kinder. 

Die Beitragsfreiheit gilt auch für die von der Einschulung zurückgestellten Kinder, die 

das letzte Kindergartenjahr vor der Einschulung wiederholen sowie für deren Ge­

schwisterkinder unter den Voraussetzungen des Satzes 1 

(2) Eine Beitragsermäßigung oder Beitragsfreiheit wird nur beim gleichzeitigen Be­

such der in Absatz 1 genannten Betreuungseinrichtungen im Stadtgebiet Brühl ge­

währt. 

§5 

Höhe der Beiträge 

(1) Die Höhe der Elternbeiträge ergibt sich aus der Anlage zu dieser Satzung. 

(2) Im Fall des § 3 Abs. 1 Satz 3 ist ein Elternbeitrag zu zahlen, der sich nach der 

Elternbeitragsstaffel für die zweite Einkommensgruppe ergibt, es sei denn, nach Ab­

satz 1 

ergibt sich ein niedrigerer Beitrag. Bei der Aufnahme und danach auf Verlangen ha­

ben die Eltern der Stadt die nach § 6 erforderlichen Einkommensnachweise vorzule­

gen und nachzuweisen, welche Einkommensgruppe gemäß der Anlage nach Abs. 1 

ihren Elternbeiträgen zugrunde zu legen ist. Ohne Angaben zur Einkommenshöhe 

oder ohne den geforderten Nachweis ist der Beitrag nach der höchsten Einkom­

mensgruppe zu leisten. 

(3) Auf Antrag sollen die Elternbeiträge ganz oder teilweise erlassen werden, wenn 

die Belastung den Eltern und dem Kind nicht zuzumuten ist (§ 90 Abs. 3 SGB VIII iV 

mit §§ 82 bis 85,87,88 SGB XII). 
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§6 

Berechnungsweise 

(1) Einkommen im Sinne dieser Vorschrift ist die Summe der positiven Einkünfte der 

Eltern im Sinne des § 2 Abs. 1 und 2 des Einkommenssteuergesetzes. Ein Ausgleich 

mit Verlusten aus anderen Einkunftsarten und mit Verlusten des zusammenveranlag­

ten Ehegatten ist nicht zulässig. Dem Einkommen im Sinne des Satzes 1 sind steuer­

freie Einkünfte, Unterhaltsleistungen sowie die zur Deckung des Lebensunterhaltes 

bestimmten öffentlichen Leistungen für die Eltern und das Kind, für das der EIternbei­

trag gezahlt wird, hinzuzurechnen. Das Elterngeld nach dem Bundeselterngeld- und 

Elternzeitgesetz ist hinzuzurechnen, soweit es den Betrag von 300 € übersteigt. 

Das Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz und entsprechenden Vorschriften 

ist nicht hinzuzurechnen. Bez'leht ein Elternteil Einkünfte aus einem Beschäftigungs­

verhältnis oder aufgrund der Ausübung eines Mandates und steht ihm aufgrund des­

sen für den Fall des Ausscheidens eine lebenslängliche Versorgung oder an deren 

Stelle eine Abfindung zu oder ist er in der gesetzlichen Rentenversicherung nachzu­

versichern, dann ist dem nach diesem Absatz ermittelten Einkommen ein Betrag von 

10 v.H. der Einkünfte aus diesem Beschäftigungsverhältnis oder aufgrund der Aus­

übung des Mandates hinzuzurechnen. Für das dritte und jedes weitere Kind sind die 

nach § 32 Abs. 6 Einkommenssteuergesetz zu gewährenden Freibeträge von dem 

nach diesem Absatz ermittelten Einkommen abzuziehen. 

(2) Maßgeblich ist das Einkommen in dem der Angabe vorangegangenen Kalender­

jahr. Abweichend von Satz 1 ist das Zwölffache des Einkommens des letzten Monats 

zugrunde zu legen, wenn es voraussichtlich auf Dauer höher oder niedriger ist als 

das Einkommen des vorangegangenen Kalenderjahres. In diesen Fällen wechselt 

die Bemessungsgrundlage für den zu leistenden Elternbeitrag vom Kalendervorjah­

reseinkommen auf einen zu prognostizierenden Ersatzwert für das Jahreseinkom­

men im laufenden Jahr. Zu erwartende Sonder- oder Einmalzahlungen sind in die 

Einkommensermittlung einzubeziehen. Der Elternbeitrag ist ab dem Kalendermonat 

nach Eintritt der Änderung neu festzusetzen. 
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§7 

Mitteilungspflichten 

(1)Der bzw. die Beitragspflichtigen sind während des gesamten Betreuungszeitrau­

mes verpflichtet, Veränderungen in den wirtschaftlichen oder persönlichen Verhält­

nissen, die für die Bemessung des Elternbeitrages maßgeblich sind, unverzüglich 

mitzuteilen. 

(2) Die Stadt Brühl ist unabhängig von der in Absatz 1 genannten Regelung berech­

tigt, die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse der bzw. des Beitragspflichti­

gen nach Aufforderung zu überprüfen. 

§8 

Beitragspflichtige 

Beitragspflichtig sind jeweils die in § 3 Abs.1 aufgeführten Personen. Die Sorgebe­

rechtigten haften dabei gesamtschuldnerisch. 

§9 

Entstehung, Änderung und Fälligkeit 

(1) Die Beitragspflicht entsteht jeweils mit Beginn des Monats, ab dem das Kind in 

die Einrichtung aufgenommen wird und endet mit dem Ende des Betreuungsverhält­

nisses und nicht mit Ablauf des Monats, in dem das Kind die Einrichtung zuletzt be­

sucht hat. Eine Abmeldung des Kindes in und für die letzten drei Monate des Kinder­

gartenjahres ist nicht möglich. 

(2) Die Beiträge sind jeweils zum Ersten eines Monats zu zahlen, soweit nichts ande­

res im Beitragsbescheid bestimmt ist. 

(3) Ändern sich die Grundlagen für die Berechnung des Beitrages, so mindert oder 

erhöht sich der Elternbeitrag vom ersten Tag des auf diese Änderung folgenden Ka­

lendermonats. 
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§ 10 

Stundung, Niederschlagung und Erlass 

Für die Stundung, Niederschlagung und den Erlass von Beiträgen gilt die Satzung 

der Stadt Brühl über die Stundung, Niederschlagung und den Erlass von Geldan­

sprüchen in der jeweils gültigen Fassung. 

§ 11 

Beitreibung 

Rückständige Elternbeiträge unterliegen der Beitreibung im Verwaltungszwangsver­

fahren gemäß den Vorschriften des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes in seiner 

jeweils gültigen Fassung. 

§ 12 

Verfahren Verwaltungsstreitigkeiten 

Das Verfahren bei Verwaltungsstreitigkeiten richtet sich nach den Vorschriften der 

Verwaltungsgerichtsordnung in ihrer jeweils gültigen Fassung. 

§ 13 

Bußgeldvorschrift 

Ordnungswidrig i.S.d. § 20 Abs. 2 b Kommunalabgabengesetz NRW (KAG NRW) 

handelt, wer die in § 7 dieser Satzung bezeichneten Angaben unrichtig oder unvoll­

ständig macht. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 1.000,00 € 

geahndet werden. 

§ 14 

Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.08.2011 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Sat­

zung über die Erhebung von Elternbeiträgen in Kindertageseinrichtungen der Stadt 

Brühl außer Kraft. 
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Anlage zu § 5 Absatz 1 

Tabelle Elternbeiträge für Kindertageseinrichtungen 

(Kinder von 2 Jahren bis zur Einschulung) (Kinder unter 2 Jahren) 

Einkommensgrenzen 25 Std. 35 Std. 45 Std. 25 Std. 35 Std. 45 Std. 

bis 12.500 € O€ O€ O€ O€ O€ O€ 

bis 25.000 € 25€ 29€ 50 € 48€ 63 € 81€ 

bis 37.500 € 43€ 50€ 84 € 102 € 131€ 169 € 

bis 50.000 € 70 € 83 € 138 € 150 € 194 € 250€ 

bis 62.500 € 110 € 130€ 213 € 198 € 257 € 331€ 

über 62.500 € 145 € 171€ 281€ 225 € 292 € 375€ 
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Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende 

Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen in Kindertageseinrichtungen in 
der Stadt Brühl 

- Beitragssatzung Kindertageseinrichtungen -

wird hiermit öffentlich bekannt gemacht 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Form­
vorscllriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
beim Zustandekommen der aufgeführten Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die­
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 

c) der Satzungsbeschluss ist vorher beanstandet worden oder 

d) der F orm- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

Brühl, den 17.10.2011 

DER BÜRGERMEISTER 

---I 
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Öffentliche Bekanntmachung 

der Stadt Brühl 

Satzung über die Erhebung von 

Elternbeiträgen für Kindertagespflege in der Stadt Brühl 

- Beitragssatzung Kindertagespflege -

vom 17.10.2011 

Aufgrund der §§ 7 Abs. 1 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f der Gemeindeordnung 

für das Land Nordrhein-Westfalen vom 14. 07.1994 (GV NRW S 666/SGV NRW 

2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24.05.2011 (GV NRW S 271) in Verbin­

dung mit § 90 Sozialgesetzbuch, Achtes Buch (VIII) - Kinder- und Jugendhilfe - in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 14.12.2006 (BGBL 12007 S 3134), zuletzt 

geändert durch Gesetz vom 17.12.2008 (BGBL. I S. 2586) und den §§ 1,2,4 und 6 

des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21.10 1969 

(GV NRW S 712/SGV NRW 610), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30.062009 

(GV NRW S 394), hat der Rat der Stadt Brühl in seiner Sitzung am 17.10.2011 fol­

gende Beitragssatzung beschlossen: 

§ 1 

Allgemeines 

Die Regelungen des § 90 Sozialgesetzbuch (SGB) Achtes Buch (VIII): Kinder- und 

Jugendhilfe ermöglichen dem örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe für die 

Inanspruchnahme von Angeboten der Förderung von Kindern in Kindertagespflege 

Elternbeiträge zu erheben. 

§2 

Für die Inanspruchnahme von Angeboten der Förderung von Kindern in Kinderta­

gespflege erhebt die Stadt Brühl Elternbeiträge. 
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§3 

Elternbeitragspflicht 

(1) Die Eltern von Kindern, die Kindertagespflege als Leistung der Jugendhilfe in An­

spruch nehmen, haben entsprechend ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit monat­

lich öffentlich-rechtliche Beiträge zu den Kosten der Leistungen zur Förderung von 

Kindern in Tagespflege (§ 23, 24 SGB VIII) zu entrichten. Lebt das Kind nur mit ei­

nem Elternteil zusamrnen, so tritt dieser an die Stelle der Eltern. Wird bei Volizeit­

pflege nach § 33 SGB VIII den Pflegeeltern ein Kinderfreibetrag nach § 32 Einkom­

menssteuergesetz gewährt oder Kindergeld gezahlt, treten die Personen, die diese 

Leistung erhalten, an die Stelle der Eltern. 

(2) Beitragszeitraum ist der Bewilligungszeitraum Die Beitragspflicht wird durch ei­

nen Erholungsurlaub der Tagespflegeperson von bis zu 4 Wochen je Kalenderjahr, 

durch Ferien- oder Krankheitszeiten der Kinder und durch krankheitsbedingte Ausfäl­

le der Tagespflegeperson von jeweils bis zu einer Woche Dauer oder solchen Zeiten, 

die durch eine Ersatzbetreuung ausgeglichen werden können, nicht berührt. 

(3) Wird die Kindertagespflege ergänzend zu einem Angebot nach dem Gesetz zur 

frühen Bildung und Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz - KiBiZ) in An­

spruch genommen, wird zu dern Elternbeitrag für die Einrichtung zusätzlich ein Bei­

trag für die Kindertagespflege in gleicher Höhe wie bei alleiniger Nutzung der Tages­

pflegesteile erhoben. 

§4 

Beitragsermäßigung und Beitragsfreiheit 

(1) Besuchen mehr als ein Kind einer Familie oder von Personen, die nach § 3 Ab­

satz 1 an die Stelle der Eltern treten, gleichzeitig im Gebiet der Stadt Brühl oder auf 

Grund einer Vermittlung der Stadt Brühl eine Kindertagespflegestelle oder eine Kin­

dertageseinrichtung oder eine "Offene Ganztagsschule", so entfallen die Beiträge für 

das zweite und jedes weitere Kind. Ergeben sich ohne die Beitragsbefreiung nach 

Satz 1 unterschiedliche hohe Beiträge, so ist der höchste Beitrag zu zahlen. 
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Bei gleichzeitiger Nutzung der Kindertagespflege und eines Angebotes nach dem 

Gesetz zur 

frühen Bildung und Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetzt - KiBiZ) für ein 

Kind, ist für die Ermittlung des jeweils höchsten Betrages in diesem Fall die Summe 

der Beiträge für die Einrichtung und für die Kindertagesbetreuung als ein Betrag für 

dieses Kind zu berücksichtigen. 

Die Regelung des Satzes 1 gilt jedoch nicht für den Fall, das sich ein Kind von meh­

reren Kindern einer Familie im letzten Kindergartenjahr vor der Einschulung befindet; 

in diesem Falle entfällt die eine Beitragspflicht für alle diese Kinder. 

Die Beitragsfreiheit gilt auch für die von der Einschulung zurückgestellten Kinder, die 

das letzte Kindergartenjahr vor der Einschulung wiederholen sowie für deren Ge­

schwisterkinder unter den Voraussetzungen des Satzes 1. 

2) Eine Beitragsermäßigung oder Beitragsfreiheit wird nur beim gleichzeitigen Be­

such der in Absatz 1 genannten Betreuungseinrichtungen im Stadtgebiet Brühl ge­

währt. 

§5 

Höhe der Beiträge 

(1) Die Höhe der Elternbeiträge ergibt sich aus der Anlage zu dieser Satzung. Die 

Beiträge richten sich neben dem Einkommen auch nach dem Betreuungsumfang. 

(2) Im Fall des § 3 Abs. 1 Satz 3 ist ein Elternbeitrag zu zahlen, der sich nach der 

Elternbeitragsstaffel für die zweite Einkommensgruppe ergibt, es sei denn, nach Ab­

satz 1 ergibt sich ein niedrigerer Beitrag. 

Bei der Aufnahme und danach auf Verlangen haben die Eltern der Stadt die nach § 6 

erforderlichen Einkommensnachweise vorzulegen und nachzuweisen, welche Ein­

kommensgruppe gemäß der Anlage nach Abs. 1 ihren Elternbeiträgen zugrunde zu 

legen ist. Ohne Angaben zur Einkommenshöhe oder ohne den geforderten Nachweis 

ist der Beitrag nach der höchsten Einkommensgruppe zu leisten. 

(3) Auf Antrag soll der Elternbeitrag ganz oder teilweise erlassen oder vom Träger 

der öffentlichen Jugendhilfe übernommen werden, sofern die Belastung den Eltern 

und dern Kind nicht zuzumuten ist. 
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Es gilt insoweit die Regelung des § 90 Abs. 3 SGB VIII iVmit §§ 82 bis 85,87,88 

SGB XII. 

§6 

Berechnungsweise 

(1) Einkommen im Sinne dieser Vorschrift ist die Summe der positiven Einkünfte der 

Eltern im Sinne des § 2 Abs. 1 und 2 des Einkommenssteuergesetzes. Ein Ausgleich 

mit Verlusten aus anderen Einkunftsarten und mit Verlusten des zusammenveranlag­

ten Ehegatten ist nicht zulässig. Dem Einkommen im Sinne des Satzes 1 sind steuer­

freie Einkünfte, Unterhaltsleistungen sowie die zur Deckung des Lebensunterhaltes 

bestimmten öffentlichen Leistungen für die Eltern und das Kind, für das der EIternbei­

trag gezahlt wird, hinzuzurechnen. Das Elterngeld nach dem Bundeselterngeld- und 

Elternzeitgesetz ist hinzuzurechnen, soweit es den Betrag von 300 € übersteigt. Das 

Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz und entsprechenden Vorschriften ist 

nicht hinzuzurechnen. Bezieht ein Elternteil Einkünfte aus einem Beschäftigungsver­

hältnis oder aufgrund der Ausübung eines Mandates und steht ihm aufgrund dessen 

für den Fall des Ausscheidens eine lebenslängliche Versorgung oder an deren Stelle 

eine Abfindung zu oder ist er in der gesetzlichen Rentenversicherung nachzuversi­

chern, dann ist dem nach diesem Absatz ermittelten Einkommen ein Betrag von 10 v. 

H. der Einkünfte aus diesem Beschäftigungsverhältnis oder aufgrund der Ausübung 

des Mandates hinzuzurechnen. Für das dritte und jedes weitere Kind sind die nach § 

32 Abs. 6 Einkommenssteuergesetz zu gewährenden Freibeträge von dem nach die­

sem Absatz ermittelten Einkommen abzuziehen. 

(2) Maßgeblich ist das Einkommen in dem der Angabe vorangegangenen Kalender­

jahr. Abweichend von Satz 1 ist das Zwölffache des Einkommens des letzten Monats 

zugrunde zu legen, wenn es voraussichtlich auf Dauer höher oder niedriger ist als 

das Einkommen des vorangegangenen Kalenderjahres. In diesen Fällen wechselt 

die Bemessungsgrundlage für den zu leistenden Elternbeitrag vom Kalendervorjah­

reszeitraum auf einen zu prognostizierenden Ersatzwert für das Jahreseinkommen 

im laufenden Jahr. Zu erwartende Sonder- oder Einmalzahlungen sind in die Ein­

kommensermittlung einzubeziehen. Der Elternbeitrag ist ab dem Kalendermonat 

nach Eintritt der Änderung neu festzusetzen. 
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§7 

Mitteilungspflichten 

(1) Der bzw. die Beitragspflichtigen sind während des gesamten Betreuungszeitrau­

mes verpflichtet, Veränderungen in den wirtschaftlichen oder persönlichen Verhält­

nissen, die für die Bemessung des Elternbeitrages maßgeblich sind, unverzüglich 

mitzuteilen. 

(2) Die Stadt Brühl ist unabhängig von der in Absatz 1 genannten Regelung berech­

tigt, die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse der bzw. des Beitragspflichti­

gen nach Aufforderung zu überprüfen. 

§8 

Beitragspflichtige Personen 

Beitragspflichtig sind jeweils die in § 3 Abs.1 aufgeführten Personen. Die Sorgebe­

rechtigten haften dabei gesamtschuldnerisch. 

§9 

Entstehung, Änderung und Fälligkeit 

(1) Die Beitragspflicht entsteht jeweils mit Beginn des Monats, ab dem das Kind in 

die Tagespflegestelle aufgenommen wird und endet mit dem Ende des Bewilligungs­

zeitraumes. 

(2) Die Beiträge sind jeweils zum Ersten eines Monats zu zahlen, soweit nichts ande­

res im Beitragsbescheid bestimmt ist 

(3) Ändern sich die Grundlagen für die Berechnung des Beitrages, so mindert oder 

erhöht sich der Elternbeitrag vom ersten Tag des auf diese Änderung folgenden Ka­

lendermonats. 
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§ 10 

Stundung, Niederschlagung und Erlass 

Für die Stundung, Niederschlagung und den Erlass von Beiträgen gilt die Satzung 

der Stadt Brühl über die Stundung, Niederschlagung und den Erlass von Geldan­

sprüchen in der jeweils gültigen Fassung. 

§ 11 

Beitreibung 

Rückständige Elternbeiträge unterliegen der Beitreibung im Verwaltungszwangsver­

fahren gemäß den Vorschriften des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes in seiner 

jeweils gültigen Fassung. 

§ 12 

Rechtsmittel 

Das Vertahren bei Verwaltungsstreitigkeiten richtet sich nach den Vorschriften der 

Verwaltungsgerichtsordnung in ihrer jeweils gültigen Fassung. 

§ 13 

Bußgeldvorschriften 

Ordnungswidrig i.S.d. § 20 Abs. 2 b Kommunalabgabengesetz NRW (KAG NRW) 

handelt, wer die in § 7 dieser Satzung bezeichneten Angaben unrichtig oder unvoll­

ständig macht. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 1.000,00 € 

geahndet werden. 

§ 14 

Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.08. 2011 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Sat­

zung über die Erhebung von Elternbeiträgen für Kindertagespflege in der Stadt Brühl 

außer Kraft. 

Stadt Brühl - Der Bürgermeister 



Anlage zu § 5 Abs. 1 

"~lternbeitragstabelle für die Kindertagespflege als Leistung der .Jugendhilfe 

Monatsbeiträge bei wöchentlichem Betreuungsumfang 

Einkommen 15 - 20 Std. ; 21 -25 Std. ; 26 - 30 Std. 31 - 35 Std. 36-40 Std. 41 - 45 Std. 

bis 12.500,00 € 0,00 € 0,00 €. 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 

• 

bis 25.000,00 € 36,00 € 48,00 €: 54,00 € 63,00 € 72,00 € 81,00 € 

• • 

bis 37.500,00 € 75,00 €: 102,00 €: 113,00€ 131,00 € 150,00 € 169,00 € 

bis 50.000,00 € 111,00 €: 150,00 €: 167,00 € 194,00€ 222,00 € 250,00 € 

bis 62.500,00 € 147,00 € 198,00 € 221,00 € 257,00 € 294,00 € 331,00 € 

• 

• 

über 62.500,00 € 167,00 € 225,00 € 251,00 € 292,00 € 334,00 € 375,00 € 
• 
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Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende 

Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für Kindertagespflege 
in der Stadt Brühl 

- Beitragssatzung Kindertagespflege -

wird hiermit öffentlich bekannt gemacht 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Vertahrens- oder Form­
vorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
beim Zustandekommen der aufgeführten Satzung nach Ablauf eines Jahres_seit die­
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 

c) der Satzungsbeschluss ist vorher beanstandet worden oder 

d) der Form- oder Vertahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt 

Brühl, den 17.10.2011 

DER BÜRGERMEISTER 

~ 

M"h~~b~~ 
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Öffentliche Bekanntmachung 
der Stadt Brühl 

Öffentliche Auslegung des Bebauungsplanes 11.03 
,Süd-West-Ecke Zum Sommersberg/Kierberger Straße' 

Der Ausschuss für Planung und Stadtentwicklung hat in seiner öffentlichen Sitzung am 
04.10.2011 gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB), in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 2309.2004 (BGB\. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes v. 
21.12.2006, die öffentliche Auslegung des Bebauungsplanes 1103 ,Süd-West-Ecke Zum 
Sommersberg / Kierberger Straße' einschließlich der Planbegründung beschlossen. 

Das Plangebiet liegt in der Gemarkung Vochem, Flur 2, Flurstücke 6146,6266,6149,6150 
und 6207, dies sind die Grundstücke Zum Sommersberg 21 bis 27 und Kierberger Straße 
36 und 36a. 

Der Bebauungsplan 11.03 ,Süd-West-Ecke Zum Sommersberg / Kierberger Straße' wird im 
Veriahren gemäß § 13a BauGB zur Nachverdichtung bzw. der Innenentwicklung ohne 
Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 aufgestellt, da Umweltbelange nicht 
berührt werden. 

Der Übersichtsplan ist Bestandteil dieses Beschlusses. 

Der Beschluss zur öffentlichen Auslegung ist ortsüblich bekannt zu machen. 

Der Bebauungsplan und die Begründung können in der Zeit vom 

27.10.2011 bis einschI. 28.11.2011 

bei der Stadt Brühl, Fachbereich Bauen und Umwelt, Rathaus A vor den Zimmern A 125 
und A 120 während der Dienststunden 

eingesehen werden. 

montags - freitags 8.00 - 12.30 Uhr sowie 
montags - donnerstags 14.00 - 17.00 Uhr 

Im Übrigen stehen die Mitarbeiter des Fachbereiches Bauen und Umwelt, Abteilung Stadt­
planung für Rückfragen unter den Telefonnummern 795130 und 795110 zur Veriügung. 

Während der Auslegungsfrist können gemäß § 3 Abs. 2 BauGB Anregungen schriftlich oder 
mündlich zur Niederschrift vorgebracht werden. 
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Die Stadt Brühl prüft die fristgerecht vorgebrachten Anregungen und teilt das Ergebnis nach 
Abschluss des Verfahrens mit. 

Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung des Be­
bauungsplanes 11.03 ,Süd-West-Ecke Zum Sommersberg / Kierberger Straße' unberück­
sichtigt bleiben. 

Brühl, 13.10.2011 

ÜBERSICHTSPLAN 
GR~Nt:E otös 
GEL TUHGS5ERElCHES 

2 

Der Bürgermeister 
Michael Kreuzberg 




